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Angela Merkel: 
Dies war ein Parteitag 

des Aufbruchs 
J^s Signal nach außen ist gesetzt: 
Wir wollen kämpfen. Wir sind wie- 
t'ef da. Jetzt kommt es aber auch 
"^rauf an, den Aufbruch in die Par- 
J^' hineinzutragen und zu gestalten. 
*^enn Aufbruch ist noch keine ge- 
mistete Arbeit. Wir haben also eine 
Menge vor uns. 

'n ihrem Schlusswort-zum 13. Partei in 
r^en hat die Parteivorsitzende die Aufga- 
en, die vor uns liegen, noch einmal zu- 

Sarnmengefaßt: 

*"* Wir müssen die Beschlüsse für Trans- 
parenz in unserer Finanzordnung umset- 
zen. Wir sind auf die Solidarität der Kreis- 
J^bände, auf die Solidarität unserer 
Mitglieder angewiesen. Wir werden sie 
anfordern und mit ihnen diskutieren. 

*• Wir werden die Essener Erklärung 
v?iter bearbeiten müssen. Sie gibt uns ei- 
'e Tagesordnung: In Bundestag und Bun- 

1 esrat wird uns ganz intensiv das Thema 
ziner gerechten Steuerreform für den Mit- 
elstand beschäftigen. 

** Wir werden uns mit den Fragen des 
((''n°logiefortschritts befassen. 

-> Wir werden schauen müssen, wie wir in 
den parteiübergreifenden Rentengesprä- 
chen unsere Vorstellungen deutlich machen. 

-^ Und wir müssen aufpassen, dass Europa 
ein Europa der Bürger wird. 

Für Mehrheiten in Nordrhein- 
Westfalen kämpfen 

Als allererstes aber (die Parteivorsitzende 
wendet sich an Jürgen Rüttgers) wollen 
wir den Freunden in Nordrhein-Westfalen 
und ganz, besonders Ihnen als Spitzenkan- 
didat helfen, die sozialdemokratischen 
Burgen in Düsseldorf zu stürmen, nach- 
dem das bei den Kommunalwahlen so toll 
geklappt hat. 

Die nächsten vier Wochen heißt es, für 
Mehrheiten in Nordrhein-Westfalen kämp- 
fen. Dem fühlen wir uns verpflichtet. Da- 
bei wollen wir alle mitmachen. 

Wenn wir uns das nächste Mal auf einem 
Bundesparteitag treffen, haben wir wieder 
zwei Landtagswahlen zu bestehen gehabt, 
in Rheinland-Pfalz und in Baden-Würt- 
temberg. Das heißt also, wir haben nicht 
zu rasten und nicht zu ruhen, sondern wir 
haben viel vor, wir haben zu kämpfen.      • 
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NEUANFANG. WIR FREUEN 
UNS - mit diesen Worten 
auf einem großflächigen 
Transparent an der Südsei- 
te des Konrad-Adenauer- 
Hauses in Bonn haben die 
Mitarbeiter der CDU-Bun- 
desgeschäftsstelle am 13. 
April die neue Parteivorsit- 
zende Angela Merkel und 
den neuen Generalsekretär 
Ruprecht Polenz begrüßt. 
Die Partei stehe vor der 
großen Aufgabe, eine Re- 
naissance als Mitglieder- 
partei einzuleiten, erklärte 
Ruprecht Polenz. Und von 
der Bundesgeschäftsstelle 
werde ein wichtiger Anstoß 
dazu ausgehen. 

• Friedrich Merz: 
Auf der Tagesordnung steht 
wieder die Sachauseinander- 
setzung. Seite 3 

• Annette Schavan: 
Wir wollen den Wettbewerb 
um eine bessere Bildungspoli- 
tik. Seite 14 

• Angela Merkel: 
Lieber Norbert Blüm, alles 
Gute, und bleiben Sie uns 
treu. Seite 19 

• Hartmut Nassauer: 
Das Generalthema europäi- 
scher Politik ist die Erweite- 
rung. Seite 21 

• Edmund Stoiber: 
Wir haben die Chance, das 
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Friedrich Merz: 

Auf der Tagesordnung steht wieder 
die Sachauseinandersetzung 

Wir haben gestern Angela Merkel mit 
einem großartigen Wahlergebnis zur 
«euen Vorsitzenden der CDU Deutsch- 
lands gewählt. Lassen Sie mich zunächst 
1!n Namen aller Kolleginnen und Kolle- 
gen der CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
!hr zu diesem großartigen Wahlergebnis 
herzliche Glückwünsche aussprechen. 

Ich tue das auch ganz ausdrücklich im Na- 
^en unseres ersten stellvertretenden Frak- 
tionsvorsitzenden, Michael Glos, und aller 
Kolleginnen und Kollegen der CSU. Wir 
können stolz darauf sein, Angela Merkel 
als die erste Vorsitzende einer der großen 
Volksparteien in der Bundesrepublik 
Deutschland in unseren Reihen zu haben. 

Wie Angela Merkel ist auch Ruprecht Po- 
tenz Mitglied unserer Bundestagsfraktion. 
Auch ihm gilt unser herzlicher Glück- 
wunsch. Wir werden in der Bundestags- 
'raktion gut zusammenarbeiten. 

Liebe Freunde, wie die Partei vollzieht 
auch die Bundestagsfraktion in diesen Wo- 
chen einen Generationen Wechsel. Viel- 
leicht wird uns allen - ich jedenfalls gebe 
es gerne zu - erst auf diesem Bundespar- 
teitag so richtig klar, was in den letzten 
Wochen und Monaten geschehen ist. Für 
^ns hat sich viel verändert. Aber auch für 
^le Bundesregierung mit Gerhard Schrö- 
ter wird sich viel verändern. Vielleicht 
nat sich sogar schon etwas verändert: Sie 
al'e sind nämlich über Nacht mindestens 
?ehn Jahre älter geworden. 
lch möchte mich zu Beginn meines Be- 
uchtes bei all denen bedanken, die mir zur 
Wahl zum Vorsitzenden der Bundestags- 
raktion gratuliert haben. Ich nehme diese 

Glückwünsche stellvertretend entgegen 
für alle Mitglieder des Fraktionsvorstan- 
des, die neu oder wieder gewählt worden 
sind. Wir nehmen die Glückwünsche als 
Ansporn und Ermunterung, um in der 
zweiten Hälfte der Legislaturperiode, in 
den nächsten zweieinhalb Jahren, die Aus- 
einandersetzung mit der rot-grünen Bun- 
desregierung wieder mit Energie und mit 
der Kraft der besseren Argumente neu auf- 
zunehmen und fortzuführen. Die Schon- 
zeit ist vorbei! Jetzt wird zur Sache gere- 
det, Herr Schröder! 

Lassen Sie mich auch ein herzliches 
Wort des Dankes an unseren langjäh- 
rigen Vorsitzenden Wolfgang Schäub- 
le richten. Lieber Herr Schäuble, 

Bericht des Vorsitzenden 
der CDU/CSU-Fraktion im 

Deutschen Bundestag, 
Friedrich Merz am 11. April 

Sie selbst haben gestern an das erin- 
nert, was Sie auf dem Bundespartei- 
tag im Herbst 1998 in Bonn gesagt 
haben, als Sie zum Parteivorsitzen- 
den gewählt worden sind. Sie haben 
gesagt: „Wir wollen alle Wahlen im 
nächsten Jahr gewinnen." 

Naja, seien wir ehrlich, manch einer von 
uns hat sicherlich gedacht oder vielleicht 
auch leise gesagt: Das muss er jetzt so sa- 
gen. Er möchte mit Optimismus das neue 
Amt des Parteivorsitzenden angehen. Aber 
dann, liebe Freunde, haben wir alle sieben 
Landtagswahlen des Jahres 1999 gewon- 
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nen: in Hessen mit Roland Koch, in Bre- 
men mit Hartmut Perschau, in Branden- 
burg mit Jörg Schönbohm, im Saarland mit 
Peter Müller, in Thüringen mit Bernhard 
Vogel, in Sachsen mit Kurt Biedenkopf 
und in Berlin mit Eberhard Diepgen. Wir 
haben alle gewonnen! 

Im Juni des letzten Jahres konnten wir die 
Europawahl so gut für uns entscheiden, 
dass CDU und CSU die mit Abstand größ- 
te Gruppe aller Parteien im gesamten Eu- 
ropäischen Parlament stellen können. 

Jürgen Rüttgers und die CDU an 
Rhein und Ruhr sind unverändert 
stolz auf die 50,3 Prozent, die wir bei 
den Kommunalwahlen am 12. Sep- 
tember des letzten Jahres erzielt ha- 
ben. Wir stellen seitdem, lieber Herr 
Stoiber, mehr Landräte und Ober- 
bürgermeister an Rhein und Ruhr 
als die CSU in Bayern. 

Dies ist ja nicht ganz neu für Sie. Sie 
waren am letzten Donnerstag Abend 
in meinem Bundestagswahlkreis, und 
Sie haben dort besonders viel Beifall 
bekommen, als Sie bei mir zu Hause, 
im Hochsauerlandkreis, in den voll 
besetzten Saal hinein gesagt haben: 
Das ist ja hier wie in Bayern. 

Lieber Herr Stoiber, wenn ich nach der ge- 
wonnenen Landtagswahl in Nordrhein-West- 
falen vom oberen Ruhrtal zu Ihnen an die 
Isar in Ihren Wahlkreis komme, dann bin 
ich sicher, dass ich denselben Beifall be- 
komme, wenn ich dort sage: Das ist ja hier 
genauso schön wie in Nordrhein-Westfalen. 

(Heiterkeit und Beifall) 

Liebe Freunde, die Erfolge des letzten Jah- 
res wären alle nicht möglich gewesen, 
wenn uns Wolfgang Schäuble nicht schnell 
aus dem Schock der Niederlage bei der 
Bundestagswahl im Herbst 1998 herausge- 
führt hätte, wenn er uns nicht Mut gemacht 
hätte und Siegeszuversicht vermittelt hätte, 
dass wir es gemeinsam mit unseren Freun- 

den in den Ländern schaffen können, und 
dass wir die bessere Alternative sind. 
Dann ging diese Erfolgsserie des Jahres 
1999 plötzlich, innerhalb weniger Wochen, 
zu Ende. Seit November des letzten Jahres 
haben wir die tiefste Krise unserer Geschich- 
te zu bestehen. Aber wir können und wir 
werden sie bestehen, weil wir die Erfah- 
rung gemacht haben, dass wir auch nach 
der verlorenen Bundestagswahl wieder ge- 
winnen konnten und dass wir eine Par- 
teibasis haben, auf die wir uns verlassen 
können und auf die wir stolz sein können. 

Dies gibt uns Selbstvertrauen, und dies 
bleibt nicht zuletzt das besondere Ver- 
dienst von Wolfgang Schäuble. 

Deswegen lassen Sie mich an dieser 
Stelle noch einmal sagen, was ich auch 
in der Bundestagsfraktion gesagt ha- 
be, als wir heute vor genau sechs Wo- 
chen den Stabwechsel vollzogen ha- 
ben. Sie, lieber Herr Schäuble, haben 
mehr als acht Jahre die Bundestags- 
fraktion geführt. Ich möchte Ihnen 
heute im Namen aller Kolleginnen 
und Kollegen sagen: Wir brauchen 
Sie auch zukünftig in der Bundestags- 
fraktion, und wir können und wir 
wollen auf Sie nicht verzichten. 

(Anhaltender Beifall) 

Meine lieben Freunde, Opposition im 
Deutschen Bundestag zu sein ist nur die 
zweitschönste Aufgabe. Aber es ist eine 
notwendige Aufgabe in der Demokratie. 
Wir sind mit 245 Abgeordneten seit dem 
27. September 1998 die größte Oppositi- 
onsfraktion im deutschen Parlament. Wir 
sind als Opposition gleichberechtigter und 
konstitutiver Teil der parlamentarischen 
Ordnung der Bundesrepublik Deutsch- 
land. Ohne uns wäre die Demokratie in 
Deutschland keine Demokratie. 
Deshalb haben wir nicht nur einen partei- 
politischen Auftrag. Wir haben auch einen 
verfassungspolitischen Auftrag zu erfül- 
len, nämlich die Regierung zu kontrollie- 
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ren, sie zu kritisieren und Alternativen zur 
r°t-grünen Regierungspolitik zu ent- 
wickeln. Dieser Auftrag wird uns helfen, 
das Vertrauen bei den 17,3 Millionen Bür- 
ginnen und Bürgern zu erhalten, die uns 
°ei der letzten Bundestagswahl gewählt 
haben, und es bei denen zurückzugewin- 
nen, bei denen wir es bei den letzten Bun- 
destagswahlen verloren haben. 

Nach der personellen Erneuerung 
an der Spitze der Fraktion und der 
Partei steht nun wieder die Sachaus- 
einandersetzung mit der Bundesre- 
gierung auf der Tagesordnung. 

>e Herausforderungen, vor denen Deutsch- 
end und Europa zu Beginn des 21. Jahr- 

hunderts stehen, liegen ziemlich klar auf 
der Hand: Mit 4,2 Millionen Arbeitslosen 
ist das größte gesellschaftspolitische Pro- 
blem - nicht arbeitsmarktpolitische Problem 
- unseres Landes trotz aller rot-grünen Ver- 
sprechungen unverändert nicht gelöst. 

Die Europäische Union macht sich auf 
den Weg zu ihrer größten Erweiterung, de- 
ren Dimension für uns alle erst langsam 
wirklich klar wird. 

Der Frieden in der Welt, auf dem euro- 
päischen Kontinent, ist immer wieder ge- 
fährdet. Mit Deutschland verbinden sich 
deshalb viele Hoffnungen, dass wir helfen, 
den Frieden zu bewahren und ihn dort, 
wo er verloren gegangen ist, wieder herzu- 
stellen. 

Schließlich, liebe Freunde, verlangen nicht 
nur die jungen Menschen in unserem Land 
gerade von uns, von der Union, Lösungen 
für unverändert bestehende umweltpoliti- 
sche Aufgaben. Der Nord-Süd-Konflikt 
spitzt sich zu, Hunger, Umweltzerstörung 
und Migration fordern Lösungen. Fehlan- 
zeige auch hier bei Rot-Grün! 

Das ist nicht nur das Urteil der Opposition 
im Deutschen Bundestag: Die rot-grüne 
Bundesregierung hat zu allen diesen Fra- 
gen bisher keine oder grundlegend falsche 
Antworten gegeben. Lassen Sie mich ei- 
nige Beispiele aufzählen: 

Die Arbeitsmarktlage in Deutschland zeigt 
bisher keinerlei Anzeichen einer durchgrei- 
fenden Besserung. Von einem „Jobwun- 
der" etwa sind wir in Deutschland weiter 
entfernt denn je zuvor. Im Gegenteil, die 
positive Entwicklung auf dem Arbeitsmarkt 
in Deutschland ist zum Ende der letzten 
Legislaturperiode mit dem Regierungs- 
wechsel zu Rot-Grün jäh beendet worden. 
Zur Erinnerung: Noch im letzten Jahr der 
alten Regierung hat es in der Bundesrepu- 
blik Deutschland einen Beschäftigungszu- 
wachs von fast 300 000 gegeben. 
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Allein die demographische Veränderung 
wird dafür sorgen, dass etwa 200 000 Er- 
werbstätige weniger im Jahr Arbeit suchen. 
Saisonale Einflüsse und eine bessere kon- 
junkturelle Lage, die vom Ausland getra- 
gen wird, verschönern die Statistik. 

Der Aufbau Ost ist geprägt von nach 
wie vor überdurchschnittlich hoher 
Arbeitslosigkeit - am höchsten dort, 
wo SPD und PDS gemeinsam regie- 
ren. So sieht das aus, wenn der Kanz- 
ler etwas zur Chefsache erklärt! 

Nun flüchtet sich die Bundesregierung in 
europäische Beschäftigungspolitik. Wir er- 
innern uns doch noch gut: Als wir gesagt 
haben, woran es liegt, dass die Arbeitslo- 
sigkeit in Nordrhein-Westfalen doppelt so 
hoch ist wie in Baden-Württemberg, wor- 
an es liegt, dass die Arbeitslosigkeit in 
Niedersachsen doppelt so hoch ist wie in 
Bayern, hat man uns den Vorhalt gemacht, 
das müsse man alles in bundespolitischer 
Zuständigkeit regeln, dafür brauche man 
die Bundesregierung. 
Jetzt haben wir seit eineinhalb Jahren eine 
neue Bundesregierung. Jetzt heißt es, die 
Bundesrepublik Deutschland allein könne 
dieses Problem nicht lösen, es müsse auf 
europäischer Ebene gelöst werden. 
Aber ich frage einmal: Was sollen die Län- 
der wie die Niederlande, unsere unmittel- 
baren Nachbarn hier im Westen, Däne- 
mark, Luxemburg, Österreich, Portugal, Ir- 
land und selbst Großbritannien ein Interes- 
se daran haben, mit der Bundesrepublik 
Deutschland eine gemeinsame Arbeits- 
markt- und Beschäftigungspolitik zu ma- 
chen? In diesen Ländern liegt die Arbeits- 
losigkeit mittlerweile bei 3 bis 4 Prozent. 
In diesem Ländern ist volkswirtschaftlich 
praktisch Vollbeschäftigung erreicht. 

Nein, die Beschäftigungsprobleme in 
Deutschland lassen sich nicht auf europäi- 
scher Ebene lösen. Vielmehr lassen sie 
sich nur in nationaler Kraftanstrengung lö- 
sen, wenn wir uns dem Wettbewerb in Eu- 
ropa und in der Welt stellen. 

In Wahrheit ist das Beschäftigungspro- 
blem in der Europäischen Union im we- 
sentlichen ein Beschäftigungsproblem der 
vier großen Mitgliedstaaten Spanien, Itali- 
en, Frankreich und eben Deutschland. 

Deutschland stellt seit dem 1. Januar 1999 
mit seinen 82 Millionen Einwohnern und 
mit seiner Wirtschaftskraft rund ein Drittel 
des Bruttoinlandsproduktes aller elf Euro- 
Teilnehmerstaaten. Deswegen ist die Be- 
schreibung richtig, dass die anhaltende 
Schwäche des Euro im Verhältnis zu den 
anderen großen Währungen dieser Welt, 
insbesondere gegenüber dem Dollarraum, 
auch und gerade ein Ausdruck der wirt- 
schaftspolitischen Schwäche der Bundes- 
republik Deutschland ist. 

Damit kein falscher Eindruck ent- 
steht: Ich persönlich habe immer zu 
denen gezählt, die von Anfang an das 
Projekt des Euro für einen richtigen, 
einen notwendigen Schritt der politi- 
schen und der ökonomischen Inte- 
gration der Europäischen Union ge- 
halten haben. Nach innen hin ist der 
Euro dank der Politik der Europäi- 
schen Zentralbank jedenfalls im We- 
sentlichen stabil. Sie haben es bis 
jetzt geschafft, für den Euro nach in- 
nen seit mehr als einem Jahr Wäh- 
rungsstabilität zu garantieren. 

Aber für den Wechselkurs des Euro ge- 
genüber dem amerikanischen Dollar und 
anderen großen Währungen ist die Eu- 
ropäische Zentralbank nicht zuständig. 

Für den Wechselkurs ist die Wirtschafts- 
politik zuständig. Wenn es richtig ist, dass 
der Wechselkurs einer Währung so etwas 
ist wie der Aktienkurs einer Volkswirt- 
schaft, dann ist der Tiefstand des Euro seit 
dem Amtsantritt der Regierung Schröder 
der täglich neue Beweis seiner wirt- 
schaftspolitischen Inkompetenz. 

Nun verkündet der Bundeskanzler in der 
letzten Woche im Rahmen einer Regie- 
rungserklärung stolz, es sei im Vorjahres- 
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vergleich gelungen, in Deutschland 20 000 
neue Beschäftigte zu gewinnen. Nur 
20 000! Sie sind ganz schön bescheiden 
geworden! Bei 4,2 Millionen Arbeitslosen 
m Deutschland bedeutet das: es würde 210 
Jahre dauern, bis in Deutschland wieder 
Vollbeschäftigung erreicht ist. Meine Da- 
•^en und Herren, die Regierung muss nach 
z^ei Jahren wieder weg, weil sie es nicht 
schafft, in Deutschland mehr Beschäfti- 
gung zu organisieren. 
W>r alle kennen den Einwand, der uns ge- 
rade an dieser Stelle von SPD und Grünen 
entgegengehalten wird. Immer wieder und 
bis heute sagen sie: Ihr habt doch 16 Jahre 
'ang Zeit gehabt, das Beschäftigungspro- 
b'ern in Deutschland zu lösen. 

Damit auch hier die Erinnerung 
nicht gefälscht wird: Wir haben in 
der Bundesrepublik Deutschland in 
der Zeit von 1982 bis 1990, also in 
der ersten Hälfte der Amtszeit der 
Regierung von CDU, CSU und FDP, 
den größten Zuwachs an Beschäfti- 
gung gehabt, den es jemals in der 
Geschichte der Bundesrepublik 
Deutschland gegeben hat, und zwar 
innerhalb von zehn Jahren fast 3 
Millionen neue sozialversicherungs- 
Pflichtige Beschäftigungsverhältnis- 
se. So etwas ist in Deutschland bis- 
her nie wieder der Fall gewesen. Ei- 
nen solchen Beweis von wirtschafts- 
politischer Kompetenz ist uns die rot- 
grüne Bundesregierung bis heute 
schuldig geblieben. 

ts tritt das glatte Gegenteil einer Verbesse- 
^ng der Beschäftigungsbedingungen in 

eutschland ein. Die Unternehmen in 
Ueutschland, insbesondere der Mittelstand, 
werden seit dem Amtsantritt der rot-grünen 

undesregierung steuerlich höher belastet 
enn je zuvor. Mit der Ökosteuer treibt die 
ündesregierung unter dem Deckmäntel- 
yen einer so genannten „ökologisch-so- 
lalen Steuerreform" die Verbraucherpreise 
nd die Kosten der Unternehmen in die 

Höhe, ohne dass damit die Probleme der 
Rentenversicherung in Deutschland auch 
nur im Ansatz gelöst sind. 

Folgerichtig und unvermeidlich ist in 
Deutschland die Staatsquote im ersten 
Jahr der rot-grünen Politik wieder auf 49 
Prozent angestiegen - und sie steigt wei- 
ter. Aber ein Land, das rund die Hälfte sei- 
nes Bruttoinlandprodukts durch den Staat 
verbraucht - und das mit steigender Ten- 
denz -, solch ein Land ist keine Soziale 
Marktwirtschaft mehr. Wenn es auf dem 
Weg in die Staatswirtschaft so weitergeht, 
wird es tatsächlich eine Staatswirtschaft 
mit einem abnehmenden privaten Sektor. 

Deswegen müssen wir sie beim Wort 
nehmen, wenn es darum geht, die Abga- 
ben- und Steuerbelastung in Deutschland 
zu senken. 

Verkorkste Gesetze wie die Neurege- 
lung der 630-DM-Beschäftigungsver- 
hältnisse und das zur so genannten 
Scheinselbstständigkeit vernichten in 
Deutschland in großem Umfang Ar- 
beitsplätze. Gleichzeitig wächst die 
Schattenwirtschaft mehr als doppelt 
so schnell wie die offiziell erfasste 
Wirtschaftsleistung. 

Meine Damen und Herren, Schattenwirt- 
schaft, geringfügige Beschäftigung und 
die so genannte bzw. tatsächliche Schein- 
selbstständigkeit haben eine Ursache ge- 
meinsam, die unverändert, ja stärker denn 
je fortbesteht: Die Menschen in Deutsch- 
land - Arbeitnehmer wie Unternehmer - 
weichen dem regulären Arbeitsmarkt aus, 
weil sie seine Bedingungen nicht mehr be- 
reit sind zu akzeptieren, weil sie Leistung 
und Gegenleistung von Arbeit und Bezah- 
lung, von Steuern und staatlichen Leistun- 
gen, von Sozialversicherungsbeiträgen 
und Absicherung für Krankheit und Alter 
nicht mehr als angemessen ansehen. Wer 
das Gleichgewicht daher wieder herstellen 
will, wer das ohne Zweifel vorhandene 
große Volumen an Arbeit in Deutschland 
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wieder in Beschäftigung umwandeln will, 
der muss dafür die Bedingungen in 
Deutschland nachhaltig verbessern. 

Wir werden uns deshalb heute noch - so 
hoffe ich jedenfalls - gründlich mit wich- 
tigen Fragen der Bildungspolitik befassen. 
Ein Land, das über keine dauerhaft ertrag- 
reichen Rohstoffe verfügt, kann den welt- 
weiten Wettbewerb um zukünftige Ar- 
beitsplätze nur bestehen, wenn sein Bil- 
dungsangebot optimale Chancen bietet, 
Chancen nach individueller Begabung und 
individuellen Fähigkeiten. 

Die Defizite, die die Bildungspolitik zu 
verantworten hat, sind allerdings nicht 
durch Zuwanderung von außen auszuglei- 
chen. Deshalb hat Jürgen Rüttgers Recht, 
wenn er verlangt, dass gerade hier in Nord- 
rhein-Westfalen die Bildungsanstrengun- 
gen verstärkt werden. Liebe Freunde, Jür- 
gen Rüttgers hat Anspruch darauf, vor der 
Kritik von Clement und Schröder, die in 
den letzten Tagen ständig wiederholt wor- 
den ist, in Schutz genommen zu werden. 

Es sind die unionsgeführten Landesregie- 
rungen und die unionsgeführte Bundesre- 
gierung gewesen, die die Zeichen der Zeit 
in der Bildungspolitik erkannt haben. Es 
sind unverändert SPD-geführte Bundes- 
länder, die unseren Kindern Ausbüdungs- 
und Bildungschancen vorenthalten. 

Völlig richtig schreibt deshalb die Tages- 
zeitung „Die Welt" vor gut zwei Wochen 
dazu: 

„Es war die linke eilten- und lei- 
stungsfeindliche Bildungspolitik, die 
über Jahrzehnte hinweg das Qualifi- 
kationsniveau so gesenkt hat, dass 
nun immer mehr Deutsche zum 
Straßenfegen nicht willig und zum 
Computer-Programmleren nicht fähig 
sind. Es war die Unke Technologle- 
felndllchkelt, die den Computer als 
Vorboten der Vereinsamung und die 
Biotechnologie als Teufelszeug ge- 
brandmarkt hat." 

Liebe Freunde, es ist gerade einmal vier 
Jahre her, dass die Grünen noch eine soge- 
nannte Sozialverträglichkeitsprüfung für 
Computer einführen wollten. Wer solche 
Partner in der Koalition hat, der braucht uns 
heute keine Belehrung darüber zu erteilen, 
wie man in das 21. Jahrhundert eintritt. 

Deshalb unterstützt die gesamte 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion Jür- 
gen Rüttgers hier in Nordrhein-West- 
falen in seinem Versprechen, nach der 
Landtagswahl in einer von ihm ge- 
führten Landesregierung endlich die 
Bildungspolitik zu machen, die den 
Rückstand gegenüber Bayern, Baden- 
Württemberg, Sachsen, Thüringen, 
Hessen und allen anderen von uns re- 
gierten Bundesländern aufholt. 

Übrigens, im Zusammenhang mit der so 
genannten Green Card, die ja keine Green 
Card ist, sondern ein Einwanderungs- 
schein, ist zu fragen: Warum legt die Bun- 
desregierung ihren Vorschlag eigentlich 
nicht dem Deutschen Bundestag in Form 
eines Gesetzesentwurfs vor? Warum soll 
dies auf dem Verordnungswege geregelt 
werden? Warum eigentlich soll die Anwer- 
bestoppverordnung aus dem Jahre 1973 
geändert werden, die erlassen worden ist, 
als in Deutschland 278 000 Menschen ar- 
beitslos waren? Was hat sich eigentlich an 
der bisherigen Situation geändert, dass man 
jetzt angesichts dessen, dass wir in Deutsch- 
land 4,2 Millionen Arbeitslose haben, diese 
Anwerbestoppverordnung lockert? 

Wir fordern die Bundesregierung 
auf, ihren Vorschlag dem Deutschen 
Bundestag in Form eines Gesetzent- 
wurfes vorzulegen und zur Diskussi- 
on zu stellen. Dann wird sich heraus- 
stellen, dass die Vorbehalte gegen 
diesen spontanen Vorschlag des Bun- 
deskanzlers in den eigenen Reihen 
mindestens genauso groß sind wie 
bei uns, liebe Freunde. 



EBLEDRICH MERZ UiD 14/2000 • Seite 9 

Jn Berlin steht in diesem Jahr eine Ent- 
Scheidung an, die ohne uns nicht getroffen 
Werden kann, nämlich die lange diskutierte 
Ur>d mindestens ebenso lange notwendige 
Steuerreform. Es ist an der Zeit - wir spre- 
chen ja schon seit langem darüber -, dass 
ln Deutschland endlich eine Steuerrefom 
Verwirklicht wird, mit der die hohe Steuer- 
est auf Investitionen und Arbeitsplätze 
verringert wird. Aber wenn die Sozialde- 
mokraten bereits im Jahre 1996 bereit ge- 
wesen wären, das zu akzeptieren, was sie 
heute wie selbstverständlich zur Grundlage 
wer Vorschläge machen, wenn sie bereit 
gewesen wären, zu akzeptieren, dass wir in 
Deutschland bei den Investitionen und den 
Arbeitsplätzen eine Nettoentlastung brau- 
chen, dann hätten wir diese Steuerreform 
lrn Jahre 1997 längst haben können. 
Das Werk allerdings, das sie jetzt vorge- 
legt haben, konzentriert sich so ungeniert 
auf die großen Kapitalgesellschaften, wie 
man die Welt wohl nur aus den Augen des 
^ufsichtsrates von VW beurteilen kann. 
Damit gar kein Missverständnis aufkommt: 
Fernand von uns hat etwas gegen große, 
'nternational tätige Konzerne und Kapital- 
gesellschaften, Deutschland braucht sie. 
^'e Industriegeschichte dieser Welt wäre 
n,cht so, wie sie ist, geschrieben worden, 
^enn es nicht große, international tätige 
deutsche Unternehmen gegeben hätte und 
^verändert gibt. Das Rückgrat unserer 
v°lkswirtschaft aber bilden nicht die 
§roßen Unternehmen, sondern, liebe Freun- 
de, die kleinen und mittleren Unternehmen, 
~,e Unternehmen, die Ausbildungs- und 
^•"beitsplätze auch dann bereithalten, wenn 
.le Lage des Betriebes einmal nicht so gut 
jst» deren Inhaber aber mehr das Wohl des 

Triebes und der Mitarbeiter im Auge ha- 
en als nur den Börsenkurs. 

Der langjährige Staatssekretär im 
Bundeswirtschaftsministerium und 
heutige Vorsitzende der Ludwig-Er- 
hard-Stiftung hat Recht, wenn er zur 
Steuerreform in der jetzigen Fassung 

schreibt: Die Steuerreform ist ord- 
nungspolitisch ein Irrweg und steuer- 
systematisch ein Bastard. Deshalb 
sage ich hier für alle meine Kollegin- 
nen und Kollegen: Die rot-grüne 
Steuerreform ist so, wie sie bis jetzt 
vorliegt, nicht zustimmungsfähig. Sie 
muss erheblich nachgebessert wer- 
den, wenn sie die Zustimmung der 
Union in Bundestag und Bundesrat 
finden soll. 

Wir lassen uns auf diesem Kurs auch nicht 
von großen Industrie- und Wirtschafts ver- 
bänden beirren. Ich habe Verständnis für 
die im Wesentlichen betriebswirtschaftliche 
Betrachtung vieler Unternehmensführer 
und vieler Unternehmensverbandsrepräsen- 
tanten, denen natürlich der Spatz in der 
Hand lieber ist als die Taube auf dem Dach. 
Aber wir Politiker, auch in der Opposition, 
haben eine andere, eine gesamtwirtschaftli- 
che Verantwortung. Wir wollen nicht über 
die Steuerpolitik die Diskriminierung der 
kleinen und mittleren Unternehmen in 
Deutschland auf Dauer festschreiben. 
Aber täuschen wir uns nicht: Selbst mit ei- 
ner noch so gut gelungenen Steuerreform 
sind die Probleme unseres Landes, insbe- 
sondere die Beschäftigungsprobleme, nicht 
gelöst. Der höhere Teil der Abgabenlast, 
der die Entstehung neuer Beschäftigung 
verhindert, verbindet sich mit den steigen- 
den Sozialabgaben. Gleichzeitig überaltert 
die Bevölkerung der Bundesrepublik 
Deutschland in so hohem Maße, dass der 
Generationenvertrag zwischen Alt und 
Jung, zwischen Jung und Alt bedroht ist, 
wenn nicht ein neuer Ausgleich gefunden 
wird. Die Bundesregierung aber täuscht 
Rentner und Beitragszahler gleichermaßen, 
seitdem sie unsere Rentenreform rückgän- 
gig gemacht hat, ohne zu sagen, was an die 
Stelle dieser Reform treten soll. 
Liebe Freunde, gleichwohl sind wir auch 
bei der Reform der Rentenversicherung, 
die der Zustimmung des Bundesrates nicht 
bedarf, bereit, unsere Verantwortung wahr- 
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zunehmen und hier mitzuwirken. Aber wir 
verlangen, dass die Bundesregierung ihrer- 
seits sagt, was sie langfristig will. An er- 
neuten Manipulationen der Rentenformel 
werden wir uns nicht beteiligen. Und die 
Glaubwürdigkeit dieser Bundesregierung 
ist bei den Rentnerinnen und Rentnern die- 
ses Landes wohl endgültig zerstört, seit- 
dem erst die vom Kanzler persönlich ver- 
sprochene Beibehaltung der Nettolohnan- 
passung ausgesetzt wurde und die verspro- 
chene Anpassung in Höhe der Inflationsra- 
te ebenfalls nicht eingehalten wurde. Diese 
Bundesregierung hat bei den Rentnerinnen 
und Rentnern unseres Landes jede Glaub- 
würdigkeit verspielt. 

Auf dieser Basis wird es in der Ren- 
tenpolitik ganz sicher nicht zu einer 
Einigung mit uns kommen. 

Gerade im Zusammenhang von Sozial- 
und Steuerpolitik müssen auch wir wieder 
lernen, ganzheitlich und in Ordnungen zu 
denken und politisch zu handeln. Ich wer- 
de es mir auch in Zukunft nicht nehmen 
lassen, Vorstellungen darüber zu ent- 
wickeln, wie man im Zusammenwirken 
von Steuer- und Sozialpolitik eine langfri- 
stige Sicherung der Alterseinkommen in 
der Bundesrepublik Deutschland garantie- 
ren kann. Gerade die Jüngeren in unserem 
Land erwarten von der neuen Führung in 
Partei und Fraktion Antworten. Und diese 
werden wir ihnen geben, liebe Freunde. 
Solche Ordnungen müssen aufwerten 
aufbauen, sonst taugen sie nichts. Wir 
wollen Freiheit, Verantwortung und Soli- 
darität. Und es ist als Erstes die Familie, 
die diese Werte vermitteln kann. Wir ste- 
hen unverändert für den Vorrang der Fami- 
lie. Die materielle Sicherung der Familie 
ist wichtig. Aber Familie geht nicht in 
Geld auf, wie die Schröder-Regierung 
meint. Wir wollen ein familienfreundli- 
ches Klima in Deutschland. Wir wollen 
weiter an einer Gesellschaft arbeiten, die 
den Familien in Deutschland mehr Mut 
und mehr Kraft gibt und die ihnen das Ge- 

fühl vermittelt, nicht die Dummen in unse- 
rer Gesellschaft zu sein. 

Stillstand gibt es auch in der Umweltpoli- 
tik, seitdem die rot-grüne Bundesregie- 
rung die Verantwortung übernommen hat. 
Die Bundesregierung bleibt bis heute die 
Antwort auf die Frage schuldig, was denn 
nach dem Ausstieg aus der Kernenergie an 
deren Stelle treten soll und wie sie das 
zwangsläufig entstehende Klimaschutz- 
problem lösen will. Es war schon auf- 
schlussreich: Noch nie ist das Urteil des 
Sachverständigenrates für Umweltfragen 
in einem Jahresgutachten so vernichtend 
ausgefallen wie im Umweltgutachten 
2000 über die bisherige Umweltpolitik 
dieser Bundesregierung. Durch die einsei- 
tige Ausrichtung auf den Ausstieg aus der 
Kernenergie, so heißt es dort, werde 
Deutschland bei der C02-Reduktion die 
Ziele des Kyoto-Protokolls nicht einhal- 
ten, bei der Entwicklung von Nachhaltig- 
keitsstrategien gehöre Deutschland zu den 
Nachzüglern in dieser Welt. Grundwasser, 
Artenschutz, Abfallwirtschaft, Altlasten - 
überall konstatiert das Umweltgutachten 
gravierende Mängel. 

Auch die großen Umweltverbände 
stellen dieser Regierung ein verhee- 
rendes Zeugnis aus, einer Bundesre- 
gierung, die großspurig durch Um- 
weltminister und Bundeskanzler an- 
gekündigt hat, jetzt werde mit der Um* 
weltpolitik in Deutschland erst richtig 
begonnen. Das Gegenteil ist richtig: 
Diesen Kanzler, dem so ziemlich alle5 

Wurst ist, interessiert das nicht. 

Was bedeuten schon Nachhaltigkeit, Schp' 
nung der Ressourcen und Generationenbi- 
lanz auch und gerade in der Umweltpoli- 
tik, wenn er sich nach acht Jahren Kanzle1" 
sowieso, wie er sagt, mit Doris ein schö- 
nes Leben machen will? Nein, meine Da' 
men und Herren, wir müssen ihm früher 
Gelegenheit dazu geben, auch unserer 
Umwelt zuliebe. 



FRIEDRICH MERZ UiD 14/2000 • Seite 11 

Wir werden uns in diesem Frühsommer 
besonders intensiv der Verteidigungspoli- 
hk und mit gut vorbereiteten parlamentari- 
schen Initiativen auch wieder den Fragen 
der Außenpolitik zuwenden. Außen- und 
verteidigungspolitische Kompetenz waren 
und bleiben Markenkern der Union. Die 
Auseinandersetzung darüber mit der rot- 
grünen Bundesregierung ist überfällig. 

Die Bundeswehr steht vor großen Heraus- 
forderungen und noch größeren finanziel- 
'en Problemen. Auf die Aufgaben des 21. 
Jahrhunderts ist sie nicht ausreichend vor- 
bereitet. Und es ist jenseits des fehlenden 
militärischen Geräts ein beispielloser 
Skandal - der letzte Bericht, den Ciaire 
Marienfeld als von uns gestellte Wehrbe- 
auftragte in der letzten Woche im Deut- 
sehen Bundestag abgegeben hat, ist ein 
beredtes Zeugnis -, dass unseren Soldaten 
Mittlerweile sogar Handwaschpaste und 
Radiergummis fehlen. Wir werden uns un- 
verändert dafür einsetzen, dass die Wehr- 
pflicht in der Bundeswehr bestehen bleibt 
Ur>d unsere Soldaten die zu ihrem Auftrag 
^gemessene Ausstattung erhalten, liebe 
freunde. 

Wir werden uns in diesem Zusam- 
menhang auch der Politik des Herrn 
Bundesaußenministers besonders 
liebevoll zuwenden. Meine Damen 
und Herren, dieser Mann, der von 
s>ch selbst so tief beeindruckt ist, der 
die Rückkehr von Auslandsreisen 
mittlerweile inszeniert, als ob er sich 
selbst als Staatsgast in Deutschland 
empfängt, 

(Heiterkeit und Beifall) 
Ieser Herr, dieser Bundesaußenminister 

. lrd sich mit allen seinen Widersprüchen 
jn Zukunft wieder häufiger der parlamen- 
j^schen Verantwortung stellen müssen, 

s gibt ja in Deutschland überhaupt kein 
egierungsmitglied, das dermaßen abge- 

ben und selbstgerecht seine Politik für 
Unantastbar erklärt wie der Herr Bundes- 

außenminister, der einen seiner alten Roll- 
kragenpullis aus dem Schrank holen muß, 
damit man ihn auf den Parteitagen der 
Grünen überhaupt noch wiedererkennt. 

Liebe Freunde, auch für Herrn Fischer ist 
die Schonzeit jetzt vorbei! 

Wie überzeugend ist eigentlich eine 
Außenpolitik, die auf der einen Seite bei 
jeder sich bietenden Gelegenheit die An- 
sprüche an Humanität und Verwirklichung 
der Menschenrechte vor sich her trägt, 
wenn man auf der anderen Seite, wenn 
dann ein Staatsbesuch in Russland oder in 
China oder im Iran ansteht, äußerstenfalls 
mahnend den Zeigefinger erhebt und auch 
gleich zu verstehen gibt, so ernst sei das 
alles gar nicht gemeint? 

Wie überzeugend ist eigentlich eine Au- 
ßenpolitik, der es gar nicht schnell genug 
gehen kann, die Aufnahme der Türkei in 
die Europäische Union zu betreiben, die 
aber bei der Frage von Rüstungslieferun- 
gen an die Türkei - an das befreundete 
NATO-Land Türkei! - einen Kotau vor den 
Linksideologen in der eigenen Partei voll- 
führt und damit dem Vertrauen auch und 
gerade in unsere Verlässlichkeit als Partner 
in der NATO schweren Schaden zufügt? 

Wie überzeugend ist eigentlich eine 
Außenpolitik, die sich auf ihre Herkunft 
aus den sogenannten Dritte-Welt-Bewe- 
gungen viel zugute hält, deren Entwick- 
lungspolitik aber, wenn es konkret wird, 
von Konzeptionslosigkeit, Hilflosigkeit 
und ständig abnehmenden Haushaltsmit- 
teln geprägt ist? Wie glaubwürdig ist diese 
Politik eigentlich? Nein, liebe Freunde, so 
eine Politik überzeugt niemanden, und sie 
schadet dem Ansehen der Bundesrepublik 
Deutschland in der Welt. 

Wir werden nicht zuletzt in der Eu- 
ropapolitik die Regierung zwingen, 
Farbe zu bekennen und im Bundes- 
tag Rechenschaft darüber abzulegen, 
wie es in der Europäischen Union 
denn weitergehen soll. 
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Am letzten Donnerstag habe ich in der 
Aussprache zur Regierungserklärung ganz 
bewusst darauf hingewiesen - und will es 
hier noch einmal tun -, welch beispiello- 
ser Skandal in der unverändert fortbeste- 
henden Haltung der Europäischen Union 
gegenüber der Republik Österreich liegt, 
welch beispielloser Skandal diese Be- 
handlung Österreichs ist. 
Ich wiederhole es hier: Stellen wir uns 
doch einmal vor, was in Deutschland los 
gewesen wäre, wenn die alte Regierung 
wegen der Beteiligung der Kommunisten 
an der Staatsregierung in Frankreich den 
Staatspräsidenten nicht mehr eingeladen, 
gleichzeitig aber General Pinochet aus 
Chile zum Besuch der Hannover-Messe 
nach Deutschland eingeladen hätte. Stel- 
len Sie sich einmal vor, was hier in 
Deutschland los gewesen wäre! 

Nein, wir müssen erkennen, dass die 
Behandlung Österreichs ausschließ- 
lich innenpolitische Gründe hat, und 
zwar im wesentlichen in zwei großen 
Mitgliedstaaten der Europäischen 
Union, in Deutschland und in Frank- 
reich. Es geht gar nicht um Fragen 
der politischen Hygiene. Es geht nicht 
um die Abgrenzung nach links oder 
rechts. Es geht ausschließlich um den 
Versuch, die innenpolitischen Gegner 
in Frankreich und in Deutschland in 
die rechte Ecke zu drängen. Dies, lie- 
be Freunde, werden wir nicht zulas- 
sen. Wir lassen uns nicht aus der Mit- 
te verdrängen! Wir lassen uns nicht 
an den rechten Rand drängen. 

Liebe Freunde, ich zitiere, was gestern in 
einer großen Tageszeitung stand. Dort 
steht: Die portugiesischen Sozialisten war- 
nen davor, den Staatspräsidenten Russlands 
weiter zu isolieren. Gleichzeitig fordert 
der Bundeskanzler der Bundesrepublik 
Deutschland dazu auf, Österreich weiter zu 
isolieren. Der Kommentar dazu: Jetzt reicht 
es allmählich. Europas Sozialisten haben 
wohl nicht alle Tassen im Schrank. 

Ich füge aus meiner Sicht hinzu: Wer im- 
mer nur auf die innenpolitische Wirkung, 
und zwar auf die Medienwirkung bedacht 
ist, der wird nie ein außenpolitisches 
Schwergewicht werden. 

Wir treten den Wettbewerb um die 
schönsten Fernsehbilder, um die fein- 
sten Anzüge, um die dicksten Zigar- 
ren mit Gerhard Schröder gar nicht 
erst an - Angela Merkel ganz gewiss 
nicht, liebe Freunde. 

(Heiterkeit und Beifall) 

Wir überzeugen in der Sache. Deswegen 
fordern wir die Bundesregierung auf, sich 
auch und gerade in der Europapolitik für 
eine Fortsetzung des Kurses der letzten 40 
Jahre, der letzten 50 Jahre einzusetzen. 
Die Europäische Union steht vor der größ- 
ten Erweiterung ihrer Geschichte. Sie 
muss dazu selbst erweiterungsfähig wer- 
den. Allein mit einer Reihe von institutio- 
nellen Reformen in der Europäischen Uni- 
on ist das nicht erreichbar. Die Europäi- 
sche Union muß jetzt, in der laufenden 
Regierungskonferenz, den Einstieg in eine 
Kompetenzverteilung zwischen europäi- 
scher Ebene und Mitgliedstaaten finden. 
Gerade aus unserer deutschen Sicht ist 
dies unverzichtbar, denn die Länder in 
Deutschland, die mit ihrer eigenen Staat- 
lichkeit Ausdruck unseres föderalistischen 
Staatsaufbaus sind, bestehen richtigerwei- 
se darauf, dass auch in Europa das Prinzip 
der Subsidiarität gilt, dass politische Ent- 
scheidungen immer dann, wenn es mög- 
lich ist, auf der untersten politischen Ebe- 
ne getroffen werden, auf der Ebene, die 
den Menschen am nächsten ist. 

Umso leichter werden wir dann vermitteln 
können, dass die großen politischen Ent- 
scheidungen in der gemeinsamen Außen- 
und Sicherheitspolitik, in der Formulierung 
eines gemeinsamen Rechtsrahmens für 
Asyl- und Ausländerpolitik, in Fragen der 
gemeinsamen inneren Sicherheit, in Grund- 
satzfragen der Umweltpolitik und nicht zu- 
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letzt in der Vollendung des europäischen 
Binnenmarktes und der Währungspolitik 
eben weiterhin auf europäischer Ebene ge- 
troffen werden. Nur so werden wir die Zu- 
stimmung der Menschen auch in Deutsch- 
land zu einem voranschreitenden europäi- 
schen Integrationsprozess erhalten können. 
Die Menschen wollen keine Konzentration 
aller politischen Entscheidungen auf der 
europäischen Ebene. 

^er Europa etwas Gutes tun will, muss 
dafür sorgen, dass Subsidiarität jetzt kon- 
kret wird. 

^o wollen wir auch in der Opposition das 
Erbe annehmen, das die großen europäi- 
schen Staatsmänner der zweiten Hälfte des 
20- Jahrhunderts uns aufgetragen haben. 
Konrad Adenauer und Charles de Gaulle, 
Helmut Kohl und Francois Mitterrand ha- 
ben erkannt und immer gewusst, dass die 
europäische Integration die große Frie- 
dens- und Freiheitsordnung für ganz Euro- 
pa ist. Sie haben auch gewusst, dass Fort- 
schritte in Europa nur erreicht werden 
können, wenn Deutschland und Frank- 
^e'ch diesen Weg gemeinsam gehen. Liebe 
freunde, Rot und Grün sind dabei, die 
deutsch-französische Freundschaft und 
Zusammenarbeit zu vernachlässigen. Aber 
°nne eine enge Zusammenarbeit und ohne 
U'e Gemeinsamkeiten zwischen Deutsch- 
land und Frankreich kann es keine Vertie- 
tung der Europäischen Union geben. 

Trotz allem, was war, was uns be- 
schwert, was uns aus der Vergangen- 
heit belastet: Liebe Freunde, dieses 
Vermächtnis von Helmut Kohl wird 
die CDU/CSU-Bundestagsfraktion 
sorgsam hüten, und deshalb wird 
Helmut Kohl, solange er dem Bun- 
destag angehört, seinen Platz im Ple- 
num und seinen Platz in unserer 
Fraktion haben. 

D 
(Beifall) 

amit wird dann auch für jedermann klar: 
le Union hält Kurs auch und gerade in 

der Europapolitik. Sie hält Kurs auch und 
gerade dann, wenn wir die Bundesregie- 
rung zwingen, ihre Prioritäten zu nennen. 
Sie hält Kurs, wenn es darum geht, die 
Menschen in Deutschland mitzunehmen in 
das beginnende 21. Jahrhundert mit seinen 
vielfältigen Chancen und Risiken. 

Wir besitzen ein festes Fundament, auf 
dem wir stehen. Das ist die christliche So- 
ziallehre und die evangelische Sozialethik; 
das ist unsere feste Verankerung in der So- 
zialen Marktwirtschaft; das ist unsere Bin- 
dung an liberale und wertkonservative 
Überzeugungen, die gerade in einer Zeit 
wie dieser Antworten zu geben vermögen. 
So wollen wir die vor uns liegende zweite 
Hälfte der Legislaturperiode nutzen, um 
Schritt für Schritt die Menschen in 
Deutschland wieder von unserer Politik zu 
überzeugen. Wir haben die besseren Ideen, 
wir haben die besseren Konzepte, liebe 
Freunde. Wolfgang Schäuble hat gestern 
zu Recht betont: Die Union in Deutsch- 
land wird gebraucht. 

Die Bundestagsfraktion von CDU 
und CSU wird dazu ihren Beitrag lei- 
sten, in enger Zusammenarbeit mit 
den Führungen und den Vorsitzen- 
den der beiden Schwesterparteien 
CDU und CSU. 

Wir werden den Anspruch wieder begrün- 
den und aufrechterhalten, dass wir nicht 
nur die größte Volkspartei in der Bundes- 
republik Deutschland sind, sondern auch 
wieder die bestimmende Kraft in diesem 
Lande - auch und gerade im Deutschen 
Bundestag - werden wollen. Wir wollen 
wieder stärkste Fraktion im Deutschen 
Bundestag im Jahre 2002 werden. Die Ar- 
beit daran beginnt am heutigen Tag, liebe 
Freunde. Ich lade Sie ein: Machen Sie 
mit! Helfen Sie uns! Dann werden wir, 
CDU und CSU, es gemeinsam schaffen. - 
Ich danke Ihnen herzlich. 

(Anhaltender lebhafter Beifall) 
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Annette Schavan: 

Wir wollen den Wettbewerb um 
eine bessere Bildungspolitik 

Bildung bewirkt Selbstständigkeit. Bil- 
dung ist ein Schlüssel für individuelle 
Lebenschancen. Bildung begründet 
Wohlstand und wirkt als Motor für ge- 
sellschaftliche Entwicklungen. Deshalb 
sind wir davon überzeugt - das ist auf 
diesem Parteitag in vielen Reden gesagt 
worden -: Fragen nach Bildung und 
Erziehung, nach Ausbildung, Wissen- 
schaft und Forschung gehören an die 
vorderste Stelle der Tagesordnung für 
das 21. Jahrhundert. 

Deshalb müssen wir über dieses Thema 
sprechen - wir, die wir noch hier geblie- 
ben sind. Ich verspreche Ihnen, dass meine 
schöne vorbereitete Rede gleich in schrift- 
licher Form verteilt werden wird. Diese 
Rede mute ich uns in ihrer vollen Länge 
und Schönheit nicht mehr zu. Die können 
Sie dann nachlesen. 

Ich sage nur weniges gleichsam als Auf- 
takt zu einer bildungspolitischen Debatte, 
die wir als Union im nächsten halben Jahr 
führen wollen hin zum kleinen Parteitag, 
auf dem wir uns eingehend und ausführ- 
lich mit der Bildungspolitik beschäftigen 
wollen. 

Ich will nur wenige Punkte ansprechen, 
die gleichsam zur Botschaft dieses Partei- 
tages gehören, die dem Essener Leitantrag 
zugrunde gelegt sind und die die Kern- 
stücke unseres Aufbruchs in eine lernende 
Gesellschaft ausmachen. 

Die Bildungspolitik der CDU muss eine 
Bildungspolitik sein, bei der, liebe Freun- 
de, niemand zum Modernisierungsverlie- 
rer wird und keiner seine Talente ver- 
stecken muss. 

Die Bildungspolitik der CDU orientiert 
sich nicht an Ideologien, nicht an Institu- 
tionen und nicht an besitzstandswahren- 
den Gruppen, sondern an Kindern und Ju- 
gendlichen. Die Bildungspolitik der CDU 
bricht eine Lanze für Kinder und Jugendli- 
che, damit sie in unserer Gesellschaft ernst 
genommen werden, damit sie sich entfal- 
ten können und damit sie mit ihren Talen- 
ten wuchern können. Kinder und Jugend- 
liche stehen im Mittelpunkt unserer CDU- 
Bildungspolitik. 

Wir wollen den Wettbewerb um eine bes- 
sere Bildungspolitik. Wir scheuen den 
Wettbewerb nicht. Wir wollen einen Wett- 

Rede der stellvertretenden Vor- 
sitzenden, Annette Schavan, zur 
Einführung in den Antrag des 
Bundesvorstands „Aufbruch 
in die lernende Gesellschaft - 
Bildungspolitische Leitsätze" 

bewerb um die besseren Schulen, die bes- 
seren Hochschulen und die bessere Wei- 
terbildung. Wir wollen den Wettbewerb 
um geeignete Wege in eine lernende Ge- 
sellschaft des 21. Jahrhunderts. 
Im Rahmen dieses Wettbewerbs beobach- 
ten wir seit Jahren: Sozialdemokraten ver- 
suchen mit Ideen von gestern, in der Reg^1 

mit Ideen aus den 70er-Jahren, das Bil- 
dungswesen der Zukunft zu gestalten. Es 
kann nicht funktionieren, mit Ideen des 
20. im 21. Jahrhundert Politik zu machen- 

Sie reden von Qualität und bauen weitere 
Gesamtschulen. Sie verweigern vergleich- 
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bare Schulabschlüsse. Sie reden von sozia- 
ler Verantwortung und verweigern jungen 
Menschen die Vorbereitung auf Zukunfts- 
branchen. Es ist schon mehrfach gesagt 
Worden; aber man kann es nicht oft genug 
wiederholen: In Zeiten, in denen in Ba- 
den-Württemberg zusätzliche Studienplät- 
ze in den IT-Berufen geschaffen wurden, 
hat Gerhard Schröder als niedersächsi- 
scher Ministerpräsident in Hildesheim ei- 
ne Fakultät für Informatik geschlossen. 

Diese Widersprüche durchschauen junge 
Leute - und wir auch. 

Hier, in NRW, sind in diesen Tagen eine 
Reihe von Daten genannt worden. Dies ist 
ein schönes und großes Land, und die 
Menschen in Nordrhein-Westfalen sind 
nicht weniger begabt und nicht weniger 
fleißig als anderswo. Deshalb kann nicht 
^gelassen werden, dass die Schulen hier 
lrnrner mehr ins Gerede kommen und dass 
Kinder und Jugendliche, wenn es um den 
Wettbewerb um eine bessere Bildungspo- 
litik geht, benachteiligt werden. Deshalb 
brauchen wir ab dem 14. Mai eine neue, 
eine bessere Bildungspolitik in Nordrhein- 
Westfalen. Deshalb brauchen wir den 
Wechsel durch Jürgen Rüttgers. Es bedarf 
^•nes Ministerpräsidenten, der etwas von 
Bildung versteht und keine Qualitätsverlu- 
ste in seinen Schulen zulässt, wie es die 
SPD-Ministerpräsidenten in Nordrhein- 
Westfalen seit 20 oder 30 Jahren tun. 

Wer über Bildungspolitik am Beginn 
des 21. Jahrhunderts spricht, der 
muss über neue Wege des Wissens- 
zugangs und über den demographi- 
schen Wandel sprechen, der muss 
sich fragen, wie es erreicht werden 
kann, dass in einer älter werdenden 
Gesellschaft genügend Ideen vorhan- 
den sind, wie Erneuerung möglich ist 
und wie Zukunft gestaltet wird. 

Vieren bildungspolitischen Leitantrag 
durchzieht wie ein roter Faden die Über- 
*eugung: Bildung, Erfindungsgabe und 

Organisation neuer Technologien - das 
sind die Quellen von Wohlstand, sind die 
eigentlichen und einzigen Wettbewerbs- 
vorteile am Beginn des 21. Jahrhunderts. 
Liebe Freunde, neue Bedingungen für die 
Schaffung von Wohlstand und neue Bedin- 
gungen für die gesellschaftliche Entwick- 
lung werden wir nur dann schaffen kön- 
nen, wenn wir unser Bildungswesen wei- 
terentwickeln, und zwar weit über das hin- 
aus, was wir schon erreicht haben. Auf- 
bruch in eine lernende Gesellschaft - das 
ist unsere Antwort auf die neue Quelle von 
Wohlstand und Entwicklung, auf Bildung 
und Erziehung im 21. Jahrhundert. 

Wir reden aber nicht nur von Technik oder 
Ökonomie. Wir reden nicht nur von Köp- 
fen. Wir sind davon überzeugt, dass Bil- 
dung nicht nur eine Frage des Kopfes, 
sondern auch eine Frage des Herzens ist. 
Deshalb sagen wir: Bildung geht nicht oh- 
ne Erziehung, und Erziehung geht nicht 
ohne Werte. 

Es ist nicht rückwärtsgewandt, wenn wir 
sagen: Mut zur Erziehung! Es ist wahr, 
dass dies ein Satz aus den 70er Jahren ist. 
Aber dieser Satz ist wieder richtig am Be- 
ginn des 21. Jahrhunderts. Wenn wir Kin- 
der und Jugendliche heute Ernst nehmen 
wollen, dann müssen wir Ihnen auch sa- 
gen, was trägt, was die wertvollen Grund- 
lagen unseres Gemeinwesens sind. Wir 
müssen ihnen sagen, was unserer Meinung 
nach für die Zukunft Wert hat, was wich- 
tig und wertvoll ist. Wir dürfen sie nicht 
alleine lassen, wenn es um Grundlagen, 
wenn es um Orientierung geht. Kinder und 
Jugendliche haben einen Anspruch darauf, 
dass sie eine wirklich pädagogisch wohl- 
wollende Begleitung bekommen. 

Deshalb beschimpfen wir nicht die 
Lehrer. Vielmehr zollen wir ihnen 
Respekt und Anerkennung für ihre 
Arbeit, eine der schwierigsten und 
schönsten Aufgaben in diesem Land. 
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In jedem Menschen stecken Talente. Dar- 
um wollen wir - auch das ist ein Kernge- 
danke unseres Leitantrags -, dass Kinder 
und Jugendliche mit musischen, mit ge- 
stalterischen, mit praktischen Talenten 
zum Zuge kommen. Niemand darf zum 
Modernisierungsverlierer werden. Deshalb 
wollen wir, dass die SPD Schluss damit 
macht, die Hauptschule kaputtzureden. 
Die Hauptschule ist die Schule, die Inve- 
stitionen und Weiterentwicklung benötigt. 
Sie ist die Schule, die ein besonderes 
Lernkonzept hat. 

Es ist die Schule für Kinder und Jugendli- 
che, die nicht nur über Modelle, Theorien 
und Abstraktionen lernen. 

Liebe Feunde, damit sind wir beim Thema 
Qualität. Bildungspolitik beschäftigt sich 
nicht nur mit Kindern, die mehr oder we- 
niger begabt sind, sondern mit Kindern 
und Jugendlichen, die ganz unterschiedli- 
che Begabungen haben. Deshalb wollen 
wir ein differenziertes Bildungswesen. 
Deshalb wollen wir mehr Qualität. Ich 
kann es auf der Kultusministerkonferenz 
seit vielen Jahren beobachten: Die Kolle- 
ginnen und Kollegen von SPD und den 
Grünen diskutieren und lamentieren über 
Qualität. Wenn es aber zur Sache geht, 
wenn es um die Frage der Qualitätsunter- 
suchungen, um vergleichbare Schulab- 
schlüsse geht, wenn es darum geht, trans- 
parent zu machen, was in unseren Schulen 
geschieht, dann verweigern sie sich. 

Wir sagen: Qualitätsentwicklung in 
unseren Schulen bedeutet vergleich- 
bare Abschlüsse bei allen Schular- 
ten, regelmäßige Vergleichsuntersu- 
chungen. Kinder und Jugendliche 
haben einen Anspruch darauf, dass 
sie das Richtige richtig lernen und 
mit dem Schulabschluss etwas an- 
fangen können. 

Bildungsreformen in Deutschland - sei es 
in der Hochschule, sei es in der Schule 
oder in der Weiterbildung - müssen inter- 

nationalen Maßstäben gerecht werden. 
Deshalb wollen wir die Fremdsprache be- 
reits in der ersten Klasse unserer Grund- 
schulen. 

Und deshalb wollen wir, dass man in 
Deutschland zügiger studieren kann und 
dass man bereits nach zwölf Jahren das 
Abitur machen darf. Wir wollen einen ver- 
antwortlichen Umgang mit der Lebenszeit 
junger Menschen. 

Das durchschnittliche Alter beim Abitur 
läuft in Deutschland auf 20 Jahre zu. Das 
durchschnittliche Alter beim Examen liegt 
bei 29 Jahren, das durchschnittliche Alter 
bei der Promotion bei 34 Jahren. Das ist 
im internationalen Zusammenhang ein 
Wettbewerbsnachteil. Deshalb ist es rich- 
tig, dass wir Alternativen anbieten. Des- 
halb ist es richtig, dass in Thüringen 
Hochschulreformen durchgesetzt wurden 
- auch in Baden-Württemberg -, dass Stu- 
diengänge eingerichtet wurden, die die 
Chance bieten, in der Regelstudienzeit mit 
dem Studium fertig zu werden, die die 
Chance bieten, mit 25 Jahren selbständig 
beziehungsweise berufstätig werden zu 
können. Bildungsreform in Deutschland 
- auch Hochschulreform - heißt, mit der 
Lebenszeit der jungen Menschen verant- 
wortlich umzugehen, heißt, nach zwölf 
Jahren Abitur, mit 25 Jahren Examen ma- 
chen zu können, und vielleicht auch, mit 
28 Jahren promoviert zu sein. Das müssen 
wir voranbringen, und zwar über all da, 
wo wir regieren - im Wettbewerb um eine 
bessere Bildungspolitik. 

Bildungsreformen dürfen nicht am 
öffentlichen Dienstrecht scheitern. 
Das gilt für unsere Schulen, auch für 
unsere Hochschulen. Es reicht nicht 
aus, Lehrer öffentlich zu loben. Die 
Leistung muss sich für die Lehrerin- 
nen und Lehrer in unseren Schulen 
lohnen. 

Deshalb sagen wir in unserem Leitantrag: 

Wir wollen eine offene Diskussion über 
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verschiedene Leistungen im Lehrberuf. 
Wir wollen eine Diskussion über ein 
^ienstrecht, das gegenüber den Engagier- 
ten gerechter ist als das Dienstrecht, das 
wir jetzt haben. 

Liebe Freunde, ein zentraler Punkt im 
Leitantrag ist die Weiterbildung. Ich gehe 
darauf jetzt nicht näher ein. Aber ich bin 
davon überzeugt: Der Schlüssel der ler- 
nenden Gesellschaft liegt nicht primär in 
der Schule, auch nicht in der Hochschule. 
Der Schlüssel der lernenden Gesellschaft 
liegt im Beitrag aller Bildungseinrichtun- 
gen zu einem lebenslangen Lernen. Der 
Schlüssel der lernenden Gesellschaft liegt 
•n einer qualifizierten Infrastruktur für 
Weiterbildung. Deshalb fordern wir die 
Einrichtung der Stiftung „Bildungstest", 
e|ner Stiftung, die im Bereich der Weiter- 
bildung Beratung, Transparenz und Aus- 
kunft über Qualität gibt. Wir wollen keine 
staatliche Reglementierung, wir wollen 
nicht mehr Verordnungen, wir wollen kei- 
ne Weiterbildungspflicht. Aber wir wollen 
Qualitätskontrollen, Transparenz und Ver- 
nraucherschutz in diesem Bereich, und 
2vvar über die Stiftung „Bildungstest". 

Ein Schwerpunkt ist die berufliche 
Bildung. Auch hier sollten wir kein 
Kurzzeitgedächtnis haben. Es ist kei- 
ne 20 Jahre her, dass auf Titelseiten 
großer Wochenzeitungen stand: Aus- 
bildung im Betrieb ist Ausbeutung. 

Die Sozialdemokraten haben das damals 
wir: dankbar aufgenommen. Heute wissen 

f-'ie beste Vorbeugung gegen Jugendar- 
beitslosigkeit ist die Partnerschaft von 
Schule und Betrieb, die beste Vorbeugung 
§egen Jugendarbeitslosigkeit ist die duale 
Ausbildung. 

deshalb finden sich in unserem Leitantrag 
eine Menge Impulse, wie wir mehr Betrie- 

e motivieren können, wie Schule und Be- 
neb so aufeinander abgestimmt werden, 

dass zukunftsfähige Konzepte der berufli- 
chen Bildung gewährleistet sind. 

Dazu gehört aber, dass nicht nur wir in der 
Bildungspolitik einen Beitrag leisten. Da- 
zu gehört auch, dass die Wirtschaft ein- 
sieht, dass mit dem Abbau von Arbeits- 
plätzen nicht gleichzeitig Ausbildungsplät- 
ze abgebaut werden dürfen. Liebe Freun- 
de, Ende der 80er Jahre gab es in Baden- 
Württemberg noch rund 100 000 Ausbil- 
dungsplätze. Mitte der 90er Jahre waren 
es 67 000, und heute sind es rund 76 000. 
Wer in Zeiten der Rezession Ausbildungs- 
plätze abbaut, der muss sich nicht wun- 
dern, wenn er in Zeiten des Aufschwungs 
qualifizierte Kräfte suchen muss. Deshalb 
dürfen Ausbildungsplätze nicht abgebaut 
werden, deshalb brauchen wir Rahmenbe- 
dingungen, damit mehr Betriebe, auch 
kleine Betriebe, ausbilden können. Wir 
brauchen flexible Ordnungen der Prüfun- 
gen. Wir brauchen eine flexible Anwen- 
dung von beruflicher Bildung in Schule 
und Betrieb, und wir als Christlich Demo- 
kratische Union bleiben die Lobby der be- 
ruflichen Bildung. 

Duale Ausbildung ist nicht nur die 
beste Vorbeugung gegen Jugendar- 
beitslosigkeit. Sie ist der Bereich un- 
seres Bildungswesens, von dem zwei 
Drittel aller Jugendlichen betroffen 
sind. Sie ist der Bereich unseres Bil- 
dungswesens, von dem viel mehr jun- 
ge Menschen in ihrer weiteren Bio- 
graphie betroffen sind als von dem, 
was in unseren Gymnasien geschieht. 

Liebe Freunde, zur Hochschulpolitik: Der 
RCDS hat sein Bildungsprogramm vorge- 
legt. Wir haben im Vorfeld in der Kommis- 
sion viel darüber diskutiert, wie wir unsere 
Hochschulen weiterentwickeln. Wir for- 
dern die Abschaffung der Zentralstelle zur 
Vergabe von Studienplätzen. Es muß einen 
Wettbewerb geben. Studierende müssen 
sich ihre Hochschule und Hochschulen ih- 
re Studierenden auswählen können. 
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Vor allem aber sind wir davon überzeugt, 
dass Weiterentwicklung der Hochschulen 
bedeutet, dass unsere Studierenden nicht 
in der Masse untergehen, dass sie als Per- 
sonen wieder wahrgenommen werden. Wir 
brauchen kleinere Einheiten in unserer 
Hochschullandschaft. Wir brauchen eine 
ausdifferenzierte Hochschullandschaft, in 
der die Fachhochschulen, die Berufsaka- 
demien, spezielle Hochschulen - nicht nur 
riesengroße Systeme - einen großen Stel- 
lenwert bekommen. Es kann nicht sein, 
dass ein hochbegabter Studierender, der 
sich etwas Besonderes leisten will, ins 
Ausland geht. Er muss hier Begleitung 
und Tutorien finden, er muss hier in seinen 
Talenten wahrgenommen werden. 

Der Wissenschaftsstandort Deutsch- 
land, der besser ist als sein Ruf, darf 
nicht kaputt geredet werden. Er 
braucht Weiterentwicklung in der 
Weise, dass Studierende aus dem 
Ausland hier attraktive Studienbe- 
dingungen finden und dass junge 
Menschen aus Deutschland in unse- 
ren Hochschulen als junge Wissen- 
schaftler wahrgenommen werden 
und etwas zählen. 

Deshalb haben wir auch gesagt: Wir brau- 
chen mittelfristig Ideen zur Bildungsfinan- 
zierung. Wer über Bildungspolitik am Be- 
ginn des 21. Jahrhunderts spricht, der 
kann sich um das Thema der Studienfinan- 
zierung nicht dauerhaft herumdrücken. 
Noch haben wir unterschiedliche Meinun- 
gen, weil auch die Ausgangslagen - zum 
Beispiel in Ost und West - unterschiedlich 
sind. Klar muss aber sein: Die Christlich 
Demokratische Union braucht in absehba- 
rer Zeit auch ein Konzept dafür, wie wir es 
schaffen, dass durch Hochschulfinanzie- 
rung und Studienfinanzierung die finanzi- 
elle Eigenständigkeit unserer Hochschulen 
größer wird, als sie jetzt ist. Wir wollen 
keine isolierte Debatte über Studienge- 
bühren, aber die Debatte tabuisieren zu 
wollen und das BAföG hochzuhalten, das 

ist kein Konzept für das 21. Jahrhundert. 
Liebe Freunde, der bildungspolitische 
Leitantrag ist kein neues bildungspoliti- 
sches Grundsatzprogramm. Wir haben ein 
bildungspolitisches Grundsatzprogramm 
aus dem Jahre 1993. Alles, was wir jetzt 
tun, baut darauf auf. Es setzt Schwerpunk- 
te, es setzt Prioritäten für eine Generation, 
die - das hat die 13. Shell-Studie in den 
letzten Wochen ganz deutlich gezeigt - ei- 
ne junge Generation ist, die zuversichtlich 
in die Zukunft geht. Es ist eine junge Ge- 
neration, die deutlich die Herausforde- 
rungen der modernen Gesellschaft spürt, 
eine junge Generation, die sich durch Lei- 
stungsbereitschaft, durch Ausdauer und 
Beharrlichkeit auszeichnet, eine junge Ge- 
neration, die zu Anstrengungen bereit ist, 
eine junge Generation, die etwas leisten 
möchte. Wir müssen den jungen Men- 
schen die Chance dazu geben. Wir müssen 
ihnen nicht erklären, dass die Welt sich 
geändert hat. Das haben sie vor uns ge- 
merkt. Sie gehen damit nicht verängstigt 
und nicht bekümmert um. Sie stellen sich 
den Herausforderungen. Deshalb haben 
sie einen Anspruch auf eine bessere Bil- 
dungspolitik, deshalb haben sie einen An- 
spruch auf ein leistungsfähiges Bildungs-, 
Ausbildungs- und Hochschulwesen. 

Junge Menschen bereiten sich nicht 
auf ein Leben in der Spaß- und Frei- 
zeitgesellschaft vor. Sie nehmen be- 
rufliche Perspektiven ernst. Sie er- 
warten von uns, dass wir ihnen qua- 
lifizierte Bildung und Ausbildung 
liefern. Deshalb möchte ich uns auf- 
rufen, dass wir im nächsten halben 
Jahr die öffentliche Debatte über die 
besseren Alternativen der Union in 
Fragen von Bildung und Erziehung» 
von Ausbildung, Wissenschaft und 
Forschung führen, dass wir die besse- 
ren Alternativen dort, wo wir regie- 
ren, auch umsetzen. 

Ich möchte uns einladen, dass wir das Gc 
sprach mit jungen Menschen suchen, die 
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Angela Merkel: 

Lieber Norbert Blüm, alles Gute, 
und bleiben Sie uns treu 

Liebe Freunde! Ich bin an das Redner- 
pult gekommen, um denjenigen noch 
einmal zu danken, die jetzt nicht mehr 
im Bundesvorstand, nicht mehr im 
Präsidium vertreten sind: Arnold 
Vaatz, Christa Thoben, Claudia Nolte, 
Brigitte Baumeister, Otti Geschka, 
Christine Lieberknecht, Rita Pawelski, 
Anne-Katrin Glase, Peter Hinze, 
Heiner Geißler, Reimer Böge und 
Thomas Leimbach. Eberhard Diepgen 
erwähne ich deshalb nicht, weil er uns 
im Präsidium weiter beratend zur Seite 
stehen wird. 

Stellvertretend für all die, denen 
ich danken möchte, nenne ich 
Norbert Blüm. 

Lieber Norbert Blüm, ich möchte 
Ihnen für Ihre jahrzehntelange 
Arbeit im Bundesvorstand, im 
Präsidium und als stellvertreten- 
der Bundesvorsitzender ganz 
herzlich danken. 

Sie werden uns fehlen. Es war zwar 

nicht immer so, dass wir in allem hun- 
derprozentig einer Meinung gewesen 
waren. Manchmal haben Sie Themen 
angesprochen, bei denen wir wussten, 
worum es gehen wird. Aber, lieber 
Norbert Blüm, ich würde mich freuen, 
wenn es möglich wäre, dass wir, wenn 
wir Rat suchen und Hilfe brauchen, 
weiterhin zu Ihnen kommen. Herzli- 
chen Dank! 

Ich bitte Sie, kurz nach vorne zu kom- 
men, lieber Norbert Blüm. 

Weil Sie jetzt vielleicht etwas mehr 
Zeit haben, auch einmal mit Ihrer Frau 
zusammenzusitzen, haben wir uns ge- 
dacht, Blumen sind vergänglich, und 
deshalb möchten wir Ihnen als Aner- 
kennung und Dank eine Flasche Bor- 
deaux - St. Emilion, Grand Cru - 
schenken. Das kann sich die CDU ge- 
rade noch leisten. - Lieber Norbert 
Blüm, alles Gute, und bleiben Sie uns 
treu, auch wenn Sie in den Gremien 
nicht mehr vertreten sind. 

^ im Jahre 1999 bei allen Wahlen großes 
Vertrauen geschenkt haben. Dieses Ver- 
tuen muss ausgebaut werden. Nichts in- 
^ressiert junge Menschen so sehr wie die 

rage nach Bildung und Erziehung, nach 
j^kunftsperspektiven, nach besserer Aus- 

'•dung, Wissenschaft und Forschung. 

(*
Vlr setzen Signale für eine bessere Bil- 

dungspolitik, Signale dafür, dass Kinder 
J?d Jugendliche ernst genommen werden. 
!:Ir wollen nachhaltige Bildungspolitik, 
le ^er jetzt jungen Generation die Chan- 

.en gibt, die wir gehabt haben. Wir wollen 
Junge Menschen mit ihrem Bemühen, 
abständig zu werden, diese komplizierte 

Welt und diese unübersichtliche Zeit zu 
durchschauen, jetzt nicht im Stich lassen. 
Wir wollen eine öffentliche Debatte über 
Bildung und Erziehung, und wir wollen 
als Christlich Demokratische Union ein 
starker Partner der Jugend am Beginn des 
21. Jahrhunderts sein. So wollen wir die 
Debatte eröffnen, und auf dem kleinen 
Parteitag im Dezember werden wir in die 
Tiefe gehen, in die Details gehen, zur Sa- 
che gehen, um ein bildungspolitisches An- 
gebot zu machen, um ein Programm vor- 
zulegen, das junge Menschen in Deutsch- 
land überzeugt. 

(Anhaltender Beifall) 
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Annette Schavan: Junge 
Menschen bereiten sich 
nicht auf ein Leben in der 
Spaß- und Freizeitgesell- 
schaft vor. Sie nehmen 
berufliche Perspektiven 
ernst. Sie erwarten von 
uns, dass wir ihnen qua- 
lifizierte Bildung und Aus- 
bildung liefern. Deshalb 
möchte ich uns aufrufen, 
dass wir im nächsten hal- 
ben Jahr die öffentliche 
Debatte über die besseren 
Alternativen der Union in 
Fragen von Bildung und 
Erziehung, von Ausbil- 
dung, Wissenschaft und 
Forschung führen, dass 
wir die besseren Alternati' 
ven dort, wo wir regieren, 
auch umsetzen. 
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Hartmut Nassauer: 

Das Generalthema europäischer 
Politik ist die Erweiterung 

"ie fünfte Direktwahl hat das politische 
Koordinatensystem im Europäischen 
Parlament verändert. Mit 233 Manda- 
ten wurde die EVP die mit Abstand 
stärkste Fraktion. Maßgeblichen Anteil 
daran hatten die Unionsparteien aus 
Deutschland. CDU und CSU gewannen 
•nit 53 von 99 deutschen Mandaten eine 
8'anzvolle absolute Mehrheit, die sie 
*ur stärksten nationalen Delegation 
n'cht nur der EVP-Fraktion, sondern 
des gesamten Europäischen Parlaments 
dachte. 

Demgegenüber erreichten Sozialdemokra- 
ten und Grüne zusammen lediglich 40 
Mandate. Die europäischen Wähler haben 
damit die politischen Gewichte nachhaltig 
^°n links zur Mitte verschoben und vor al- 
tem in Deutschland ein deutliches Zeichen 
dafür gesetzt, dass die Zukunft Europas 
Nicht durch die Sozialisten, sondern durch 
die Christdemokraten und die mit ihnen in 
der EVP-Fraktion zusammengeschlosse- 
nen Parteien der Mitte bestimmt werden 
j*°H. Die Analyse der Ergebnisse wie auch 
die Erfahrungen im Wahlkampf belegen, 
dass das Wahlergebnis ein Erfolg für die 
eindeutige, unmißverständliche Haltung 

er Christdemokraten in der Kampagne 
*Ur Einführung des Euro - respektiert 

Uch von denen, die sie nicht teilten - wie 
auch für die klare Position im Kampf ge- 
lten Missmanagement in der Kommission 
Und bei der Aufdeckung der BSE-Krise zu 
Werten ist. 

^übersehbar ist auch, dass die Wähler 
J^r rot-grünen Regierung nach nur neun 
Monaten ihrer Tätigkeit eine klare Absage 
ns Stammbuch schreiben wollten. 

Neue Mehrheit - neue 
Möglichkeiten 

Die Stärkung der Mitte eröffnet für die 
EVP-Fraktion neue Handlungsmöglich- 
keiten. Bisher war zur Mehrheitsbildung 
im Europäischen Parlament der Konsens 
mit den Sozialdemokraten oft eine gerade- 
zu reflexartig eingenommene Haltung. Die 
Notwendigkeit ergab sich insbesondere 
aus den Zwängen des Mitentscheidungs- 
verfahren bei der Gesetzgebung. Hier 
muss das Parlament, um seine Position ei- 
nem Gemeinsamen Standpunkt des Rates 

Schriftlicher Bericht des Vor- 
sitzenden der CDU/CSU-Grup- 
pe in der EVP-Fraktion des 
Europäischen Parlaments 

gegenüber in zweiter Lesung durchsetzen 
zu können, eine absolute Mehrheit von 
314 Stimmen zusammenbringen. Dazu 
war in aller Regel Kooperation der beiden 
großen Fraktionen des Parlaments, der So- 
zialdemokraten und der EVP, erforderlich. 
Unübersehbar kam diese Konsenshaltung 
einigen Mitgliedsparteien, z.B. den christ- 
lich-sozialen Volksparteien der Benelux- 
Länder mit reichhaltiger großkoalitionärer 
Erfahrung, entgegen. 

Ein betont konsensualer Politikansatz 
birgt für Christdemokraten im Europäi- 
schen Parlament Probleme. Unzweifelhaft 
haben die Wähler in Deutschland bei der 
Europawahl nicht für die Christdemokra- 
ten votiert, um sie zum Konsens mit lin- 
ken Parteien zu ermuntern. Das Wähler- 
votum macht vielmehr unübersehbar die 
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entschiedene Auseinandersetzung mit so- 
zialistischer und grüner Politik zum Auf- 
trag. Eine stärker mit der liberalen Frakti- 
on und weiteren bürgerlichen Kräften ab- 
gestimmte Haltung bietet der EVP unter 
den neuen Mehrheitsbedingungen eher als 
in der Vergangenheit die politische Option, 
eigenen Positionen zur Mehrheit zu ver- 
helfen. 
In der ersten wichtigen Personalentschei- 
dung des neugewählten Parlaments hat die 
EVP-Fraktion erstmals einen Schritt in 
diese Richtung getan. Nachdem die Sozia- 
listen den legitimen Anspruch der EVP auf 
das Amt des Parlamentspräsidenten und 
die Benennung eines eigenen Kandidaten 
entgegen allem parlamentarischem Brauch 
nicht akzeptieren wollten, gelang es der 
EVP-Fraktion, auf der Grundlage einer 
Absprache mit den Liberalen, ihre Kandi- 
datin Nicole Fontaine bereits im ersten 
Wahlgang gegen den Sozialisten Mario 
Soares mit breiter Mehrheit zur Parla- 
mentspräsidentin wählen zu lassen. 

Einsetzung der 
Prodi-Kommission 
Die Einsetzung der EU-Kommission war 
eine erste Machtprobe des neuen Parla- 
ments mit dem Rat, aber auch eine Stand- 
ortbestimmung für das Parlament selbst. 
Nach dem Rücktritt der Santer-Kommissi- 
on im Gefolge von Missmanagement und 
Skandalen, ausgelöst durch eine vom Par- 
lament versagte Haushaltsentlastung für 
die Kommission und die Untersuchungen 
einer vom Parlament eingesetzten Kom- 
mission unabhängiger Sachverständiger, 
war das Parlament gehalten, bei seinem 
Vertrauensvotum für eine neue Kommissi- 
on seine Verantwortung dafür zu beden- 
ken, dass die neue Kommission hinsicht- 
lich ihrer Kompetenz und Integrität unan- 
fechtbar war und im übrigen ihre Bereit- 
schaft bekundete, mit dem Parlament ver- 
trauensvoll zusammenzuwirken. In einer 
besonders schwierigen Situation befand 

sich dabei die CDU/CSU-Gruppe, nach- 
dem Bundeskanzler Schröder anders als 
frühere Bundesregierungen und entgegen 
europäischen Gepflogenheiten den Uni- 
onsparteien als größten Oppositionsfrak- 
tionen Teilhabe an der Verantwortung in 
der Europäischen Kommission durch Be- 
nennung eines Kommissionskandidaten 
verweigerte. Damit wurden die beiden 
deutschen Kommissionsposten für die in 
der Europawahl vernichtend geschlagene 
rot-grüne Koalition reserviert und die mit 
Abstand stärkste politische Gruppe deut- 
scher Europaparlamentarier von der Mit- 
wirkung in der Kommission ausgeschlos- 
sen. So entschloss sich die EVP-Fraktion 
nur unter schweren Bedenken, die durch 
den Rücktritt der Santer-Kommission aus- 
gelöste europäische Krise dadurch zu be- 
enden, dass sie der Prodi-Kommission das 
Vertrauen aussprach. 

Pötterings 5-Punkte-Papier 
Zuvor hatte der neue EVP-Fraktionspräsi- 
dent, der deutsche Christdemokrat Hans- 
Gert Pöttering, in Verhandlungen mit 
dem designierten Kommissionspräsiden- 
ten Prodi eine Vereinbarung ausgehandelt, 
in der in fünf Punkten die zukünftige Zu- 
sammenarbeit der Kommission mit dem 
Parlament skizziert wurde. Anwesenheits- 
pflicht der Kommissare in Plenar- und 
Ausschusssitzungen, Berücksichtigung 
parlamentarischer Vorschläge für Gesetze- 
sinitiativen, ernsthafte Prüfung von Rück- 
trittsaufforderungen des Parlaments gegen 
ein Kommissionsmitglied, Dialog über die 
Reform der Kommission und die Ver- 
pflichtung der Kommission, die institutio- 
nelle Reform im Rahmen der RegierungS' 
konferenz voranzutreiben, beschreiben die 
Position eines deutlich gestärkten und er- 
kennbar selbstbewußter gewordenen Par- 
laments im Umgang mit der Europäischen 
Kommission. Hinzu kommt, daß Wirt- 
schaftsgesetzgebung sich inzwischen zu 
2/3 auf europäischer Ebene vollzieht, und 
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das Europäische Parlament zu 80% im 
Verfahren der Mitentscheidung beteiligt 
lst Der öffentliche Dialog mit der Europäi- 
schen Zentralbank ist ein zusätzlicher Be- 
weis für gewachsene Bedeutung aber auch 
steigende Verantwortung des Europäi- 
schen Parlaments. 

Erweiterung der EU 
Das Generalthema der europäischen Poli- 
tik ist die Erweiterung. Die CDU/CSU- 
Gruppe versteht die Aufnahme der Mittel- 
und Osteuropäischen Kandidatenländer in 
die Europäische Union als europäische 
Wiedervereinigung nach einem Jahrhun- 
dert mit zwei verheerenden europäischen 
Bürgerkriegen und damit als historische 
Chance vor allem für die Deutschen, nun 
auch mit ihren östlichen Nachbarn in gesi- 
chertem Frieden und in einem Rahmen der 
Freiheit, der Demokratie und des Rechts 
Zu leben. Um diesen Schritt vollziehen zu 
können, muss die Europäische Union 
2unächst selbst ihre Erweiterungsfähigkeit 
"erstellen; die Kandidatenländer müssen 
demgegenüber ihre Beitrittsfähigkeit 
nachweisen. Grundlage sind die Kopenha- 
gener Kriterien von 1993. An ihrer Spitze 
rangieren die Forderungen nach Demokra- 
tle, Rechtsstaatlichkeit, Achtung der Men- 
schenrechte, Schutz der Minderheiten so- 
^!e die Errichtung einer markt wirtschaft- 
lichen Ordnung, die dem Wettbewerb im 
Binnenmarkt standhalten kann. 

Europäische Union und Türkei 
Die Erweiterungsdiskussion hat inzwi- 
Schen die Frage nach den Grenzen Euro- 
Pas aufgeworfen. Nach Ansicht der 
^DU/CSU-Gruppe war es ein verhängnis- 
voller Fehler des Europäischen Rates von 
Helsinki, der Türkei einen Kandidatensta- 
^s für einen EU-Beitritt einzuräumen, 
^rtolgreich in die Europäische Union inte- 
griert werden können nur Staaten, mit de- 
nen es ein Fundament gemeinsamer Über- 
legungen gibt, getragen von Geschichte, 

Kultur, Wertvorstellungen, Staats- und 
Gesellschaftsverständnis, wie sie in dem 
europäischen Kulturkreis gewachsen sind. 
Auch eine politische Gemeinschaft 
braucht eine gemeinschaftliches Funda- 
ment. Das gilt insbesondere dann, wenn 
sie sich zu einer politischen Union weiter- 
entwickeln will, der sie gewichtige Sou- 
veränitätsrechte übertragen will. Nur auf 
einer tragfähigen gemeinschaftlichen 
Grundlage können die auch in der Euro- 
päischen Union reichlich vorhandenen 
Unterschiede überwunden, vielfältig aus- 
einanderstrebende Kräfte gebündelt und 
in der globalen Welt kraftvoll zur Wirkung 
gebracht werden. Ohne gemeinschaftli- 
ches Fundament erschöpft sich die Kraft 
in der ständigen Bewältigung von Zwie- 
spälten. Für überzeugendes und geschlos- 
senes Handeln nach außen bleibt dann 
kein Raum. 

Die Türkei ist weit überwiegend kein eu- 
ropäisches Land; ihre Einbindung würde 
die Integrationsfähigkeit der Europäischen 
Union bei weitem überfordern und damit 
auch die Zielsetzung der politischen Union 
entscheidend schwächen. Da die Türkei 
auf absehbare Zeit die Kopenhagener Kri- 
terien nicht erfüllen wird, kann die nun be- 
vorstehende kontinuierliche Dokumentati- 
on der Beitrittsunfähigkeit die Beziehun- 
gen zu diesem wichtigen und immer zuver- 
lässigen Verbündeten Türkei nur belasten. 
Die CDU/CSU-Gruppe tritt daher uneinge- 
schränkt für engste partnerschaftliche Be- 
ziehungen mit dem strategischen Verbün- 
deten Türkei ein und dringt darauf, das 
Verhältnis EU - Türkei nicht auf eine illu- 
sorische Mitgliedschaftsperspektive zu ver- 
engen, sondern auf dauerhafte und partner- 
schaftliche Beziehungen zu gründen. 

Regierungsbildung in Österreich 
Nicht nur die geographische Reichweite 
der Europäischen Union wird diskutiert; 
auch die Frage, welchen Grad von Vertie- 
fung sie erfahren soll, muss entschieden 
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werden. Daraufhat die CDU/CSU-Gruppe 
den Blick im Zusammenhang mit dem 
Konflikt um die Regierungsbildung in 
Österreich gelenkt. Mit ihren Sanktionen 
haben die 14 EU-Staaten erstmals massiv 
versucht, auf die Regierungsbildung eines 
Mitgliedstaates Einfluß zu nehmen. Dieses 
Vorgehen wird von dem europäischen Ver- 
tragswerk nicht gedeckt und beschreibt 
auch keine Entwicklung, die akzeptiert 
werden könnte. 

Regierungsbildungen nach demokrati- 
schen Wahlen gehören zum Kernbestand 
souveräner Rechte, die auch zukünftig un- 
angetastet bei den Mitgliedstaaten verblei- 
ben müssen. Innenpolitische Entwicklun- 
gen können nur unter engen, in den Art. 6 
und 7 des EU-Vertrages präzise umschrie- 
benen Voraussetzungen Gegenstand der 
Einwirkung der Europäischen Union sein. 
Nur bei schwerwiegender und anhaltender 
Verletzung der Grundsätze der Freiheit, 
der Demokratie, der Achtung der Men- 
schenrechte und Grundfreiheiten und der 
Rechtsstaatlichkeit kann der Rat auf An- 
trag der Kommission oder eines Drittels 
seiner Mitglieder nach Zustimmung des 
Europäischen Parlaments und Anhörung 
des betroffenen Mitgliedstaates einstim- 
mig einen schwerwiegenden Regelverstoß 
feststellen und sodann in einem zweiten 
Schritt mitgliedstaatliche Rechte suspen- 
dieren. 

Es ist offenkundig, daß keine dieser Vor- 
aussetzungen erfüllt sind, weder die in- 
haltlichen noch die eines ordnungsge- 
mäßen Verfahrens. Die Behauptung der 
EU-14, man handele lediglich bilateral, 
umgeht die vertraglichen Anforderungen 
und ist damit ein Akt der Willkür. Inzwi- 
schen wird deutlich, dass Österreich vom 
informellen Willensbildungsprozeß in der 
EU de facto dadurch ausgeschlossen ist, 
dass österreichische Botschafter in infor- 
melle Gespräche nicht einbezogen werden 
und österreichische Ratsvertreter dement- 
sprechend mit vorgefertigten Haltungen 

der EU-14 konfrontiert werden, an deren 
Erarbeitung sie nicht teilgenommen ha- 
ben. Diese Verhaltensweisen verstoßen 
gegen die EU-Verträge und gefährden die 
Einigung in der EU in allen Fragen, in 
denen nur einmütig und einstimmig Fort- 
schritt möglich ist. 

Die CDU/CSU-Gruppe hat daher diese 
Sanktionen gegen einen Mitgliedstaat von 
vornherein scharf abgelehnt und deutlich 
gemacht, dass sie in diesem Vorgehen vor 
allem einen Missbrauch des EU-Rahmens 
durch die Sozialistische Internationale 
sieht. Bundeskanzler Schröder kann der 
Vorwurf nicht erspart bleiben, dass er sich 
über Nachbarschafts- und Freundschafts- 
pflichten gegenüber Österreich in beson- 
ders schäbiger Weise hinweggesetzt hat. 

Regierungskonferenz 2000 
Ziel der im Februar eröffneten Regie- 
rungskonferenz 2000 ist die Herstellung 
der Erweiterungsfähigkeit der Europäi- 
schen Union. Übereinstimmung besteht 
darüber, dass die Konferenz mindestens 
die unerledigten Reste der Amsterdamer 
Vertragsverhandlungen aufarbeiten muss. 
Für die Zusammensetzung der Kommissi- 
on, die Stimmengewichtung im Rat und 
die Mehrheitsentscheidungen müssen neue 
Lösungen gefunden werden, wenn die Eu- 
ropäische Union durch die Aufnahme von 
bis zu 12 Mitgliedern nicht handlungsun- 
fähig werden soll. Die geltenden Regeln 
zur Entscheidungsfmdung aus der Zeit der 
Sechser-Gemeinschaft sind schon jetzt in 
der Union der 15 eine schwere Hypothek 
für eine effektive Meinungsbildung. Die 
CDU/CSU-Gruppe tritt daher entschieden 
dafür ein, dass die Europäische Union sich 
Entscheidungsmechanismen gibt, die ihre 
Handlungsfähigkeit auch für den Fall der 
Aufnahme von bis zu 12 Mitgliedern ge- 
währleistet und darüber hinaus ihren 
Charakter als politische Union nicht ver- 
fälscht. Wenn, wie es den Anschein hat, 
die Zustimmung kleinerer Mitgliedstaaten 
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für eine Beschränkung der Zahl der Kom- 
missare auf 20 nicht zu erreichen ist, dann 
muss der Kommissionspräsident künftig in 
die Lage versetzt werden, durch den Zu- 
schnitt der Portfolios zwischen großen 
und kleineren Mitgliedstaaten in angemes- 
sener Weise zu unterscheiden. Mehrheit- 
sentscheidungen im Rat bedürfen nicht 
nur der Mehrzahl der Mitgliedstaaten; die- 
se müssen auch die Mehrheit der Bevölke- 
rung in der Europäischen Union repräsen- 
tieren. Mehrheitsentscheidungen im Rat 
müssen die Regel werden und von dem 
Mitentscheidungsverfahren des Europäi- 
schen Parlaments begleitet sein. 

Entschieden setzt sich die CDU/CSU- 
Gruppe dafür ein, die Agenda der Regie- 
rungskonferenz nicht auf dem gegenwärti- 
gen Stand einzufrieren. Unterstützung fin- 
det der Vorschlag der Dehaene-Gruppe auf 
Teilung des Vertragswerks in einen Grund- 
satzteil mit Verfassungsrang, für dessen 
Änderung die bisherigen Ratifizierungs- 
yerfahren auch weiterhin Geltung haben 
sollen. Ein eher technischer Vertragsteil 
sollte einem erleichterten Änderungsver- 
fahren unterworfen werden, bei dem unter 
^erzieht auf die Ratifizierung durch die 
nationalen Parlamente oder Referenden ei- 
ne qualifizierte Ratsentscheidung und die 
Zustimmung des Europäischen Parlaments 
genügen sollten. Bedingung dafür ist, dass 
<uMe Zuständigkeitsübertragungen von den 
Mitgliedsstaaten auf die Gemeinschaft 
^usnahmslos der Zustimmung der nationa- 
len Parlamente bedürfen. 

Kompetenzüberdehnung am 
Beispiel Tabakwerbeverbots- 
richtlinie 
üas gegenwärtige europäische Vertrags- 
^erk ist in seiner Struktur mit der Zustän- 
^gkeitsverteilung in der bundesdeutschen 
Erfassung nicht vergleichbar. Die enume- 
rativen Gesetzgebungskataloge des Grund- 
gesetzes mit ihrer klaren Trennung von 

Bundes- und Länderzuständigkeiten, spie- 
geln eine Rechtstradition wieder, die in die 
Europäischen Verträge keinen Eingang 
gefunden hat. Die Grenzen zwischen ge- 
meinschaftlichen und mitgliedsstaatlichen 
Zuständigkeiten verschwimmt daher im- 
mer mehr. Die Problematik wird durch die 
Kommission dadurch verschärft, daß sie 
Kompetenzen im Zweifel ausdehnend aus- 
legt. 

Dies ist in der Auseinandersetzung um die 
Tabakwerbeverbotsrichtlinie besonders 
deutlich geworden. Da die Harmonisie- 
rung von Rechtsvorschriften im Gesund- 
heitswesen vertraglich ausdrücklich aus- 
geschlossen ist, stützte die Kommission 
ihr im übrigen eindeutig gesundheitspoli- 
tisch motiviertes Vorgehen auf ihre Bin- 
nenmarktkompetenz. Das führte zu dem 
absurden Ergebnis, der vermeintlichen 
Gefahr wettbewerbsverzerrender Tabak- 
werbung dadurch zu begegnen, daß man 
sie kurzerhand völlig verbot. Die CDU/ 
CSU-Gruppe unterstützt daher die noch 
von der Regierung Kohl angestrengte Kla- 
ge beim EuGH, nachdem sowohl eine 
qualifizierte Ratsmehrheit wie auch eine 
Mehrheit des Europäischen Parlaments 
das bedenkliche Vorgehen der Kommissi- 
on unterstützt hatte. 

Kompetenzkatalog 
Aus diesem wie aus anderen Beispielen 
folgt, daß nunmehr Klarheit darüber ge- 
schaffen werden muß, wofür die Europäi- 
sche Union zuständig sein soll und wofür 
die Mitgliedstaaten. Diese Klarheit kann 
am ehesten durch einen Kompetenzkata- 
log mit klarer Trennung der gemeinschaft- 
lichen und mitgliedstaatlichen Befugnisse 
herbeigeführt werden. CDU und CSU sind 
davon überzeugt, dass Europa mehr Zu- 
stimmung erwerben wird, wenn eindeuti- 
ger als bisher geklärt ist, was die Europäi- 
sche Union tun darf und soll, und welche 
politischen Aufgaben weiter Sache der 
Mitgliedstaaten sind. • 
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Friedrich Merz: Die gesamte CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion unterstützt Jürgen Rüttgers in 
Nordrhein-Westfalen in seinem Versprechen, 
nach der Landtagswahl in einer von ihm ge- 
führten Landesregierung endlich die Bildungs- 
politik zu machen, die den Rückstand gegen- 
über Bayern, Baden-Württemberg, Sachsen, 
Thüringen, Hessen und allen anderen von uns 
regierten Bundesländern aufholt. 

Angela Merkel: Nehmen Sie das, was 
Sie von Annette Schavan, was Sie 
von Jürgen Rüttgers gehört haben, 
mit in Ihre Orts- und Kreisverbände 
und diskutieren Sie darüber. Ich bin 
der festen Überzeugung: Nicht nur im 
Wahlkampf von Nordrhein-Westfalen, 
sondern überall sind Eltern interes- 
siert, ins Gespräch über die Zukunft 
der Bildung zu kommen. 
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Edmund Stoiber: 

Wir haben die Chance, das 
rot-grüne Intermezzo zu beenden 

Mein Gruß und die Gratulation der ge- 
samten CSU gelten heute zuallererst 
der neuen Vorsitzenden der CDU, Ange- 
la Merkel, sowie dem gesamten neuen 
Führungsteam der CDU. Liebe Frau 
Merkel, ich gratuliere Ihnen auch per- 
sönlich zu Ihrer gestrigen beeindrucken- 
den Rede und auch dazu, wie Sie die Po- 
sitionen der CDU und auch der Union 
insgesamt dargestellt haben. Ich gratu- 
liere Ihnen natürlich auch zu dem fanta- 
stischen Wahlergebnis, das nicht einmal 
CSU- Vorsitzende leicht erreichen, meine 
sehr verehrten Damen und Herren. 

(Heiterkeit und Beifall) 

Sie haben - auch darf das ich hier sagen - 
lr> den letzten Monaten vor allem Glaub- 
würdigkeit, Durchsetzungskraft, Mut und 
aueh Geradlinigkeit bewiesen. Damit ha- 
ben Sie sich viele Sympathien weit über 
die CDU hinaus erworben. Das ist ein Ver- 
trauenspotenzial, auf dem die CDU jetzt 
aufbauen kann und muss. Ich füge als Vor- 
sitzender der Schwesterpartei, der CSU, 
hinzu: Bei dieser Aufbau- und Erneue- 
^ngsarbeit haben Sie die CSU als stabilen 
und verlässlichen Partner an Ihrer Seite. 

'ch wünsche mir eine starke CDU - im In- 
teresse Deutschlands und auch im Interes- 
Se meiner Partei. Nur gemeinsam können 
Wir, wie das Friedrich Merz gerade ausge- 
führt und gefordert hat, die bürgerliche 
glitte wieder zur stärksten Kraft in Deutsch- 
end machen. Natürlich gibt es über den 
^eg dorthin - wie in der Vergangenheit 
aUch - immer wieder Diskussionen zwi- 
Schen CDU und CSU, wie es sie auch in- 
nerhalb der CSU und innerhalb der CDU 

gibt. Dass CDU und CSU auch einmal un- 
terschiedliche Blickwinkel in Richtung 
des gemeinsamen Zieles haben, ist für 
zwei selbstständige Parteien ganz normal. 
Wir werden uns aber - das sage ich an die 
Adresse aller unserer politischen Konkur- 
renten - von niemandem auseinander divi- 
dieren lassen. 

Alle Versuche - von wem auch immer 
-, CDU und CSU gegeneinander aus- 
zuspielen, werden scheitern. Die 
Menschen müssen spüren, dass CDU 
und CSU für die Zukunft unseres 
Landes arbeiten und dabei an einem 
Strang ziehen. Deswegen Glück auf 
und auf eine gute Zusammenarbeit! 

Frau Merkel, Sie haben gestern in Ihrer 
Rede auch von einem langen Marsch ge- 
sprochen. Am Ende meiner Rede darf ich 

Rede und Grußwort des Vor- 
sitzenden der Christlich-Sozia- 
len Union, Ministerpräsident 
Edmund Stoiber, am 11. April 

Ihnen symbolisch ein Marschgepäck für 
schwierige Wegstrecken mitgeben. Ich ha- 
be mir gedacht, ein roter Rucksack - als 
Herausforderung - mit Boxhandschuhen 
ist ein Symbol für Kampfkraft und Aus- 
einandersetzung mit dem politischen Geg- 
ner. In dem Rucksack ist auch ein weiß- 
blauer Regenschirm als Zeichen der Ver- 
lässlichkeit und der Solidarität der CSU 
bei Wind und Wetter. 
Wir ringen natürlich um Führungspositio- 
nen, um Führungspersonal, auch um die 
Zustimmung derer, die Politik intensiv be- 
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obachten. Das reicht aber nicht. Deshalb 
finden Sie in dem Rucksack - Sie haben 
gestern so wunderbar gesagt „Mir san 
mir"; dieses Selbstbewusstsein hat uns un- 
geheuer gefallen! - auch einen Maßkrug. 
Der Maßkrug soll vor allen Dingen eines 
bedeuten: Wir brauchen, wenn wir Mehr- 
heiten von über 50 Prozent - und in 
Deutschland solche von über 40 Prozent - 
erreichen wollen, mit Sicherheit auch im- 
mer die Lufthoheit über den Stammti- 
schen, meine sehr verehrten Damen und 
Herren. 

(Heiterkeit und Beifall) 

Und schließlich habe ich noch ein kleines 
Utensil hineingetan, das ich nicht verges- 
sen könnte. Wolfgang Schäuble wird dafür 
Verständnis haben. Sie haben sich ja am 
Sonntag zu meiner Überraschung geoutet, 
indem Sie gesagt haben: Natürlich muss 
Rostock in der Bundesliga bleiben. Aber 
ansonsten bin ich Anhänger von Bayern 
München. - Das verbindet uns. Deswegen 
habe ich einen Schal hineingetan. Denn 
wir wollen nicht lmal, sondern 20 Jahre in 
der Champions League spielen. 

Meine Damen, meine Herren, das er- 
ste Signal des Parteitages ist - das 
kam gestern in der Rede von Angela 
Merkel, heute in der Rede von Frie- 
drich Merz deutlich zum Ausdruck: 
Die CDU gewinnt neue Schubkraft. 
Die ruhigen Zeiten für Rot-Grün ge- 
hen zu Ende. Die letzten Monate ha- 
ben die CDU und die Union insge- 
samt viel Vertrauen und Glaubwür- 
digkeit gekostet. Ich bin aber über- 
zeugt: So wie die CDU mit dieser 
schwierigen Situation umgeht - per- 
sonelle Erneuerung, Herzog-Kommis- 
sion, Strukturreform -, das schafft 
auch wieder Vertrauen und Glaub- 
würdigkeit. 

Ich will - gerade hier in Nordrhein-West- 
falen - nichts billig aufrechnen, weil man 
damit immer wieder Gefahr läuft zu sug- 

gerieren, man wolle die eigenen Fehler 
unter den Teppich kehren. Das wollen wir 
sicherlich nicht, Sie im besonderen Maße 
nicht. Aber es ist schon offensichtlich: Die 
SPD legt bei ihren eigenen Skandalen 
nicht dieselben Maßstäbe an, wie sie sie 
bei der CDU fordert. Das nenne ich in 
höchstem Maße unglaubwürdig, gerade 
hier in Nordrhein-Westfalen, wo man für 
die Unwahrheit anscheinend ein neues 
Wort erfunden hat, nämlich die „Nachin- 
formation". 

Ich stelle mich gerne der Auseinanderset- 
zung. Natürlich greift der politische Geg- 
ner uns - Sie im Besonderen - in gewissen 
Schwächeperioden an. Das ist auch völlig 
normal. Aber wenn man mit dem Finger 
auf den Anderen zeigt, dann muss man 
immer aufpassen, dass nicht Finger dersel- 
ben Hand auf sich selbst zeigen. 

Diese Heuchelei bei der SPD zieht sich 
durch: Während die Führungsspitze der 
Sozialdemokraten mehr Parteientranspa- 
renz - vor allen Dingen bei der CDU - 
und eine Einschränkung des Einflusses 
von Parteien fordert, hat sie selbst einen 
von außen nicht durchschaubaren Presse- 
konzern aufgebaut. Was tut eine Partei, die 
fordert, man möge sich aus vielen gesell- 
schaftlichen Bereichen zurückziehen, mit 
19 Zeitungsbeteiligungen mit einer tägli- 
chen Auflage von 2,5 Millionen? Zu viel 
Macht der Parteien beklagen, aber selbst 
überall die Finger drin haben - das ist die 
Doppelmoral der SPD. 

Aufklärung und Konsequenzen sind 
wichtig. Aber die Zukunft Deutsch- 
lands ist mehr als die Aufarbeitung 
der Vergangenheit. Im Interesse der 
Zukunft unseres Landes: Jetzt muss 
die inhaltliche Auseinandersetzung 
mit der Bundesregierung in den Mit* 
telpunkt der politischen Diskussion 
rücken. Das ist unsere gemeinsame 
Aufgabe. Diese rot-grüne Koalition 
braucht eine starke Opposition. 
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Friedrich Merz hat - erlauben Sie mir, 
dass ich auf diesen Vorgang noch einmal 
kurz eingehe - das letzten Donnerstag bei 
der Debatte über den EU-Gipfel in Lissab- 
on im Bundestag eindrucksvoll vorge- 
macht. Das hat Wirkung gezeigt. Wie ge- 
troffen der Kanzler war und wie schwach 
anscheinend sein Nervenkostüm ist, zeigt 
seine Entgleisung: Wer Friedrich Merz 
Wegen der Kritik an der Haltung der Mit- 
gliedstaaten der Europäischen Union 
gegenüber Österreich mit Herrn Haider 
vergleicht, der hat nicht alle Tassen im 
Schrank. 

Ich will nur kurz darauf hinweisen, dass 
diese Entscheidungen gegenüber Öster- 
reich das Bestreben der Osterweiterung 
eher erschwert. Denn natürlich wird in den 
Staaten, die Mitglied werden wollen - vor 
aHem in Tschechien, Ungarn und Sloweni- 
en -, vermerkt, wie man hier von außen 
ner in die Willensbildung eines Volkes ein- 
greifen versucht. Wir werden diese Dis- 
kussion noch weiter führen. 

1° den letzten Monaten sind die Fehler der 
Bundesregierung zu einem großen Teil - 
aUs den bekannten Gründen - untergegan- 
gen. Rot-Grün ist beim zentralen Wahl- 
kampfversprechen, der Bekämpfung der 
Arbeitslosigkeit, kaum vorangekommen. 
Wenn die Bundesanstalt für Arbeit - leider 
'st dieses Datum völlig untergegangen - 
reststellt, dass die strukturelle Arbeitslo- 
sen im März um 8 000 gestiegen ist - 
das ist nicht meine Zahl, das ist die Zahl 
v°n Herrn Jagoda -, dann ist das ein Ar- 
mutszeugnis für eine Regierung, die die- 
Sen Bereich zum wesentlichen Merkmal 
'nrer Arbeit gemacht hat. Wir haben heute 
~" das darf man nie vergessen - insgesamt 
weniger Arbeitsplätze als vor einem Jahr. 

Diese Regierung schafft keine neuen 
Arbeitsplätze, auch wenn sie diesen 
Eindruck erwecken will. Schauen Sie 
sich die Zahlen an: Wir haben heute 
weniger Arbeitsplätze als im letzten 

Jahr! Das ist die Bilanz, die wir 
der Regierung um die Ohren hauen 
müssen. 

Eichel benachteiligt mit seiner einseitigen 
Steuerreform den Mittelstand. Riester 
schlägt seit Monaten eine Rentenreform 
vor, die zwar seine eigene Rente sichern 
würde, aber nicht die der heute 20- bis 40- 
Jährigen. Und entgegen seinen Ankündi- 
gungen im Wahlkampf hat Schröder in ei- 
nem Willkürakt die Nettolohnanpassung 
bei der Rente aufgegeben. Das war und 
bleibt ein eklatanter Vertrauensbruch ge- 
genüber 19 Millionen Rentnerinnen und 
Rentnern. 

Herr Schröder entpuppt sich in Sachen 
Rentenbetrug als Rückfalltäter. Frau Mer- 
kel hat gestern darauf hingewiesen - wir 
müssen das immer wieder in Erinnerung 
rufen. So darf man nicht mit seinen Ver- 
sprechen umgehen. Zunächst sagt er, man 
brauche keinen Demographiefaktor. Als er 
an die Regierung kommt, sagt er: Mit mir 
ist eine Änderung der Nettolohnformel 
nicht zu machen. - Dann gibt er relativ 
kurzfristig die Nettolohnformel auf, stellt 
sich im Fernsehen hin und sagt „Tut mir 
Leid, ich habe mich getäuscht, ich bitte 
um Entschuldigung!" und hält anschlie- 
ßend erneut nicht sein Wort: Statt um den 
vollen Inflationsausgleich von 1,9 Prozent 
will er die Renten jetzt nur um 0,6 Prozent 
erhöhen. Das ist Rentenbetrug in Fortset- 
zung. Das dürfen wir nicht durchgehen 
lassen. 

An die Adresse der rot-grünen Koa- 
lition sage ich: Wenn das so weiter- 
geht, dann machen Rentenkonsens- 
gespräche zwischen allen Parteien 
keinen Sinn. 

Wir werden diese Regierung stellen, 
im Interesse Deutschlands und Euro- 
pas. Schon in den nächsten Wochen 
geht es darum, bei der Landtagswahl 
im bevölkerungsreichsten Land in 
Deutschland, in Nordrhein-Westfa- 
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len, mit Jürgen Rüttgers an der Spit- 
ze möglichst wieder an die großarti- 
gen Wahlerfolge des vergangenen 
Jahres anzuknüpfen. 

Die Menschen haben Rot-Grün bei den 
Europawahlen und den zahlreichen Land- 
tagswahlen im letzten Jahr die gelbe Kar- 
te gezeigt. Für diese großen Erfolge ste- 
hen eine ganze Reihe von Köpfen. Da 
steht, angefangen im Februar des letzten 
Jahres, Roland Koch. Da steht Hartmut 
Perschau in Bremen. Da steht Peter Mül- 
ler in Saarbrücken. Da steht Bernhard Vo- 
gel in Erfurt. Da steht Jörg Schönbohm in 
Brandenburg. Da stehen Kurt Biedenkopf 
in Dresden und Eberhard Diepgen in Ber- 
lin. Ich möchte Volker Rühe ganz beson- 
ders erwähnen, der einen aufopferungs- 
vollen Landtagswahlkampf für die CDU 
geführt hat, meine sehr verehrten Damen 
und Herren. 

Für diese Erfolge der CDU steht je- 
doch ganz besonders auch Wolfgang 
Schäuble. Lieber Wolfgang Schäuble, 
ich möchte Ihnen auch an dieser Stel- 
le für die hervorragende Zusammen- 
arbeit, den engen Schulterschluß 
und auch die gewachsene persönliche 
Freundschaft danken. 

Wir beide haben auch sehr stürmische 
Auseinandersetzungen zwischen CDU und 
CSU erlebt. Das war nicht immer zum 
Vorteil des Gesamtunternehmens; ich will 
das nicht näher ausführen. Deswegen, 
meine Damen, meine Herren, glaube ich, 
dass die enge Zusammenarbeit, vor allen 
Dingen das Vertrauen gegenüber dem an- 
deren Kollegen grundlegende Vorausset- 
zung ist, dass die bürgerliche Mitte in 
Deutschland stark ist. Sie ist notwendig 
für Europa. Ohne die starke bürgerliche 
Mitte in Deutschland ist bürgerliche Mitte 
in Europa nicht zu bündeln. Wir haben ei- 
ne Doppelaufgabe. Dahinter muss man 
persönliche Eitelkeiten und Ähnliches 
zurückstellen. Ich werde alles tun, mit An- 
gela Merkel dasselbe gute Vertrauens- und 

Freundschaftsverhältnis aufzubauen, mei- 
ne sehr verehrten Damen und Herren. 

Welches sind die großen Herausforderun- 
gen, die sich heute stellen? Ich möchte sie 
als die vier großen Herausforderungen 
nennen. 

Erste große Herausforderung. Wie kön- 
nen wir im Zeitalter der Globalisierung 
und des Internets zukunftsfähige Arbeits- 
plätze schaffen? Welche Auswirkungen 
haben die großen Unternehmensfusionen? 
Wenn bei Unternehmensfusionen die Ar- 
beiter mir als bayerischem Ministerpräsi- 
denten entgegenrufen: Die, die wir ge- 
wählt haben, haben nicht die Macht, und 
die, die die Macht haben, haben wir nicht 
gewählt!, dann müssen wir diesen Satz - 
viele Menschen skandieren ihn - sehr 
ernst nehmen. Wir müssen auf diesen Satz 
eine Antwort finden. 

Wie können wir, meine Damen und Her- 
ren - zweitens -, angesichts des harten 
globalen Wettbewerbs soziale Sicherheit 
und Mitmenschlichkeit im nationalen 
Rahmen bewahren? Wenn ein Unterneh- 
men heute Entlassungen ankündigt, loben 
die Analysten das und der Börsenkurs geht 
nach oben. Hat im Zeichen von Shareholder 
Value ein Unternehmen, das einen Mitar- 
beiterstamm auch über eine Flaute hinweg 
hält, heute noch eine Chance? Wie kann 
die soziale Marktwirtschaft im harten 
weltweiten Konkurrenzkampf bestehen? 

Dritte Herausforderung. Wie werden wir 
mit den Fragen der Wanderungsbewegun- 
gen, der Migration in Europa ohne große 
gesellschaftliche Auseinandersetzungen 
fertig? Jahr für Jahr - darauf hat Jürgen 
Rüttgers hingewiesen - verzeichnen wir 
einen Zuzug von über 700 000 Menschen 
in unser Land. Das sind mehr Menschen, 
als zum Beispiel in Dortmund leben. 

Viertens. Wie sieht die Zukunft Europas 
aus? Das ist eine Schicksalsfrage. Welche 
Entscheidungsspielräume haben nationa- 
le Parlamente, haben Nationen künftig 
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noch? Welche Rolle spielt Deutschland in 
Europa? 

Mit einer Politik der Beliebigkeit und 
Prinzipienlosigkeit ä la Schröder und Fi- 
scher werden wir diese Probleme nicht lö- 
sen. Als Ideologen waren beide früher ver- 
lässlich falsch gelegen. Heute heißt ihre 
Antwort Beliebigkeit. Von klaren Konzep- 
ten und Kurshalten keine Spur. 

Schröder erklärt die Bekämpfung 
der Arbeitslosigkeit zur Chefsache. 
Tatsächlich setzt er auf einen euro- 
päischen Beschäftigungspakt und 
schiebt damit die Verantwortung im- 
mer mehr nach Brüssel ab, obwohl 
Brüssel das gar nicht lösen kann. 

Rot-Grün verspricht soziale Gerechtigkeit. 
Tatsächlich teilt die Bundesregierung mit 
•hrer Gesundheitsreform die Menschen in 
2vvei Klassen ein. Spitzenmedizin für je- 
dermann - das war unser Markenzeichen - 
'st nicht mehr drin, meine sehr verehrten 
Damen und Herren. Wir haben heute die 
Situation, dass Spitzenmedizin nur noch 
d'e Leute bekommen, die es sich leisten 
können. Der medizinische Fortschritt wird 
durch Budgetierung rationiert. Das ist ein 
Riesenproblem, das morgen im Zentrum 
der Auseinandersetzungen in dieser Repu- 
b|ik stehen wird. 

Meine Damen und Herren, wie bereits ge- 
genwärtig durch die Rationierung mit al- 
ten Menschen in den Krankenhäusern und 
Arztpraxen umgegangen wird - ich will 
das nicht näher ausführen -, das halte ich 
tür einen Skandal. Die alten Menschen 
sind am medizinischen Fortschritt nicht 
niehr beteiligt. Nur haben sie keine Pres- 
^Ure-Group. Sie können nicht auf die 
Su"aße gehen. 

Der Bundesinnenminister Schily sagt an- 
gesichts einer hohen Zuwanderungsquote 
jj Deutschland: Das Boot ist voll. Der 
^nndeskanzler setzt auf Zuwanderung 
durch Green Cards. 

Rot-Grün sieht die Türkei als künftiges 
Mitglied der Europäischen Union. Aber 
gleichzeitig verweigert die Bundesregie- 
rung dem NATO-Mitglied die Lieferung 
deutscher Panzer. 

Das alles - um nur ein paar Facetten 
zu zeigen - ist Politik ohne Prinzipi- 
en. Das ist Beliebigkeit. Das ist die 
„neue Mitte" von Herrn Schröder, 
heute so und morgen so. Das ist nicht 
die Mitte, meine Damen, meine Her- 
ren. Beliebigkeit ist nicht die Mitte. 
Anpassung an Zeitgeisterscheinun- 
gen ist nicht die Mitte. Die Mitte de- 
finieren wir. Es wird unsere große 
Aufgabe sein, den Menschen immer 
wieder klarzumachen: Die Partei der 
Mitte ist CDU/CSU, nicht die SPD. 

Die so genannte „neue Mitte" ist ein se- 
mantischer Werbetrick, mit dem Schröder 
bei der Bundestagswahl 1998 viele Wähle- 
rinnen und Wähler getäuscht hat. Mit die- 
sem Begriff gaukelt er eine Politik vor, die 
es mit Rot-Grün in Wirklichkeit nicht gibt. 
Es kann sie auch gar nicht geben. Denn es 
gibt keine „neue Mitte", sondern es gibt 
nur die eine Mitte, nämlich die bürgerliche 
Mitte. 

Dafür stehen CDU und CSU. Wir haben 
ein festes Wertefundament. Wir haben un- 
sere Wurzeln im christlichen Menschen- 
bild, in der katholischen Soziallehre und 
in der evangelischen Sozialethik. Das, 
meine Damen, meine Herren, ist unser 
Kompass in vielen Fragen. Deswegen ste- 
hen wir nicht für die Beliebigkeit, die an- 
dere gegenwärtig als Mitte ausgeben. Die- 
se Auseinandersetzung ist eine ganz zen- 
trale. Ich hoffe, dass ein neues Signal aus 
Essen in puncto Mitte und CDU kommt. 

Wir stehen deshalb für Wertgebundenheit 
und Offenheit für Neues, für Selbstverant- 
wortung und Solidarität. Wir stehen für 
kulturelle Identität und Toleranz sowie für 
Vielfalt und Dezentralität. Die Verbindung 
dieser Grundsätze zu einem klaren und 
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verlässlichem Gesamtkonzept, das ist die 
Politik der bürgerlichen Mitte. Dafür stan- 
den glaubwürdig in den letzten fünf Jahr- 
zehnten CDU und CSU. Dafür stehen wir 
auch in der Zukunft. Hinter diesen Werten 
steht die Mehrheit der Bürgerinnen und 
Bürger in Deutschland. Auf dieser Grund- 
lage können wir mit einem klaren Kurs die 
großen Aufgaben der Zukunft meistern. 
Lassen Sie mich ein paar Worte zur Her- 
ausforderung Nummer 1 sagen: Unser 
Land braucht neue zukunftsfähige Arbeits- 
plätze. In der klassischen Industriegesell- 
schaft - das Land Nordrhein-Westfalen ist 
ein Paradebeispiel dafür - war die Indu- 
strieproduktion der Motor der Wirtschaft. 
Das ist heute anders. Neue Technologien 
entwickeln sich mit rasanter Geschwindig- 
keit. Die Dynamik für Wirtschaftswachs- 
tum und für neue Arbeitsplätze liegt nicht 
mehr - wie im letzten Jahrhundert - in der 
Kohle, im Stahl, beim Schiffbau oder in der 
Automobilindustrie. In diesem Jahrhundert 
wird es drei neue Wirtschaftslokomotiven 
geben: die Informations- und Kommunika- 
tionstechnologie - ich fasse sie heute unter 
dem Begriff Internet zusammen -, die Bio- 
wissenschaften - also die life sciences - 
und die Material wissenschaften. Auf diese 
Technologien müssen wir daher setzen. 
Hier müssen wir investieren, damit wir 
weltweit an der Spitze stehen. 

Wir können uns Rückstände nicht 
mehr länger leisten. In Deutschland 
arbeiten lediglich 5 Prozent aller Be- 
schäftigten im Kommunikationssek- 
tor. In den Vereinigten Staaten von 
Amerika sind es doppelt so viele. Wir 
haben daher hier auch nur die Hälfte 
des Wachstums von Amerika. Wir 
setzten zu wenig auf die Wachstums- 
bereiche des 21. Jahrhunderts. 

Warum hat uns Finnland abgehängt? 25 
Prozent der Beschäftigten in Finnland ar- 
beiten bereits heute in diesen drei Diszi- 
plinen. Friedrich Merz hat schon eine 
ganze Reihe von Punkten genannt, warum 

das in Deutschland leider nicht der Fall ist 
und warum es ein Nord-Süd-Gefälle gibt. 

Ein vernünftiger Fortschritt erfordert Of- 
fenheit für neue Technologien. Das war und 
bleibt ein Markenzeichen der politischen 
Mitte in Deutschland. Ich frage einmal 
ganz vorsichtig: Wo sind denn die Kompe- 
tenzzentren für die großen Zukunftsfelder 
in Deutschland angesiedelt? Wo spielt denn 
die Musik in der Informations- und Kom- 
munikationstechnologie, bei der Bio- und 
Gentechnik? Wo wird das Venture-Kapital 
in Deutschland investiert? Es wird in erster 
Linie dort investiert, wo CDU und CSU 
Verantwortung tragen. Darauf möchte ich 
in aller Bescheidenheit hinweisen. Des- 
wegen ist der Regierungswechsel in Düs- 
seldorf im Interesse Nordrhein-Westfalens 
und Deutschlands notwendig. Mit Rot- 
Grün kann in diesem Bereich nichts bewegt 
werden. Das ist der Punkt. 

Friedrich Merz hat zu Recht darauf hinge- 
wiesen: Regierungsparteien in Kiel und 
auch hier in Düsseldorf setzen auf Pro- 
grammatik aus den 80er und 90er-Jahren. 
Die Grünen haben beispielsweise einen 
kompromisslosen Computerboykott im 
Jahre 1986 beschlossen. Im Jahre 1998 
forderten sie anlässlich der Bundestags- 
wahl ein Ende der Gentechnik. Wie wol- 
len Sie denn mit solchen rückwärts ge- 
wandten Parteien den Fortschritt erzielen? 
Auf diese Weise können wir nicht im welt- 
weiten Wettbewerb mit Amerika, mit Ja- 
pan und mit anderen großen Industriena- 
tionen mithalten. Deswegen ist im Interes- 
ses unseres Landes der Regierungswechsel 
in Berlin, aber auch in Düsseldorf unbe- 
dingt notwendig. 

Es gibt keine moderne Technologie, 
die bei den Grünen nicht schon auf 
dem Index stand - vielleicht mit Aus- 
nahme des Müslimixers. 

(Heiterkeit) 

Wir können uns Technikfeindlichkeit und 
Rückschritt nicht leisten. Wenn Deutsch- 
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'and jetzt nicht den Anschluss an die Welt- 
spitze findet, dann werden wir unseren 
Wohlstand und auch unsere sozialen Stan- 
dards nicht halten können. Arbeitsplätze 
entstehen dort, wo Unternehmen investie- 
ren. Sie wollen dafür beste Rahmenbedin- 
gungen. Dazu gehören ein hervorragendes 
oildungssystem sowie exzellente wirt- 
schaftliche Standortfaktoren. 
Wir leben heute in einer Wissensgesell- 
schaft. Früher musste sich Wissen Kapital 
suchen. Heute ist es genau umgekehrt, 
^as Kapital, das breit verfügbar ist, sucht 
sich das Wissen. Wissen wird zum ent- 
scheidenden Rohstoff, zum entscheiden- 
den Standortfaktor. Im globalen Wettbe- 
werb um Arbeitsplätze können unsere jun- 
gen Menschen daher nur mit einer exzel- 
lenten Ausbildung mithalten. Ich schaue 
mir die Ausbildung nicht nur in Deutsch- 
land an. Mein Konkurrent - wenn ich das 
einmal so sagen darf- ist im Besonderen 
der Gürtel um Bologna, Turin und Mai- 
land. Wenn ich sehe, wie private Institutio- 
nen die jungen Italiener ausbilden, dann 
uiuss ich sagen, dass viele in Deutschland 
die Zeit verschlafen haben, so dass sie ge- 
genüber den anderen Nationen in Europa 
nicht mehr wettbewerbsfähig sind. 

Jedes Kind muss daher die Bildung 
und Ausbildung erhalten, die seinen 
Begabungen, Neigungen und Talen- 
ten am besten entspricht. Machen Sie 
dies vor allen Dingen in den rot-grün 
regierten Ländern zum zentralen 
Thema der Auseinandersetzung! 

üie Schwäche mancher Länder liegt in der 
Mangelhaften Ausbildung. Ich will nun 
Wirklich nicht auf den Putz hauen, muss 
at,er sagen: Ein Kind in Schleswig-Hol- 
stein hat in vier Jahren Grundschule insge- 
jjjtont ein Jahr weniger Unterricht als ein 
K'nd in Baden-Württemberg oder in Bay- 
eru. Jürgen Rüttgers, ein Kind in Nord- 
en-Westfalen hat natürlich einen Wett- 
"ewerbsnachteil gegenüber den Kindern 
aus dem Süden des Landes. Das kann 

doch nicht richtig sein. Wir müssen den 
Menschen klar machen, dass aufgrund 
dieser Probleme ein Regierungswechsel 
nötig ist. 
Wenn wir aber die Menschen entspre- 
chend ihren Begabungen, Neigungen und 
Talenten am besten fördern wollen, dann 
müssen wir auch die Eliten stärker för- 
dern. Das war bei uns lange Zeit ein Tabu. 
Das gegliederte Schulwesen schafft dafür 
die besten Voraussetzungen. Jeder Mensch 
soll in unserer Gesellschaft das leisten 
können und dürfen, was er am besten 
kann. Das entspricht unserem Verständnis 
von freier Entfaltung der Persönlichkeit. 
Das ist die Politik der Mitte; das ist die 
Politik von CDU und CSU. 

Rot-grüne Bildungspolitik heißt da- 
gegen: Nivellierung und Gleichma- 
cherei. Diese Politik ist im Prinzip 
gescheitert. Das wurde mehrfach 
bestätigt. Die TIMSS-Studie hat wie 
eine Bombe eingeschlagen. In dieser 
unabhängigen Studie wurde der 
Bildungsstandard in den fünften bis 
siebten Klassen an unseren Schulen 
verglichen. Wenn nach dieser Studie, 
lieber Jürgen Rüttgers, Nordrhein- 
Westfalen anderthalb Jahre gegen- 
über anderen Ländern in Deutsch- 
land hinterherhinkt, dann muss man 
sagen, dass das eine Benachteiligung 
der Kinder in diesem Lande durch 
eine falsche Politik ist. Das muss 
geändert werden. 

Vielleicht haben Sie etwas über den Eig- 
nungstest für wehrpflichtige junge Men- 
schen in der Bundeswehr gelesen. Es doch 
frappierend, dass gerade die jungen Män- 
ner - ich will das jetzt nicht näher erläu- 
tern; vielleicht wird Frau Schavan heute 
Nachmittag darauf zu sprechen kommen - 
aus den Ländern Baden-Württemberg, 
Sachsen, Thüringen und auch in meinem 
Land Bayern in den Tests besser sind. Die 
jungen Menschen aus anderen Ländern 
sind doch nicht dümmer. Aber sie haben 
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eine falsche Bildungspolitik, Nivellierung 
und Gleichmacherei, auszubaden. 

Wer eine solche Bildungspolitik betreibt, 
der muss sich nicht wundern, wenn er 
dann Green Cards für ausländische Eliten 
benötigt. Natürlich brauchen wir auch aus- 
ländische Eliten. Darüber muss uns nie- 
mand belehren. Meine Damen und Herren, 
Sie können sich denken, in welchen Län- 
dern Aufenthaltsgenehmigungen und Ar- 
beitserlaubnisse für Spitzenkräfte in der 
Vergangenheit großzügiger gewährt wor- 
den sind, nämlich dort, wo heute die größ- 
ten Industrien der Informations- und Kom- 
munikationstechnologie sind. Natürlich 
brauchen wir auch Spitzenkräfte aus ande- 
ren Ländern. Das hat niemand bestritten. 
Aber der Schwerpunkt unserer Politik 
muss doch auf der Ausbildung junger 
Menschen bei uns liegen. Deswegen hat 
Jürgen Rüttgers völlig Recht, wenn er hier 
den Schwerpunkt für die Bildungspolitik 
formuliert und fordert. Deswegen bedarf 
er auch hier der notwendigen Unterstüt- 
zung; denn dies ist ein zentrales Thema. 

Ich weiß, dass die Bildungspolitik von un- 
seren nationalen Medien nie gerne als 
Thema aufgegriffen wird, weil sie Angele- 
genheit der Länder ist. Aber die Frage der 
Bildungschancen ist für mich eine zentrale 
Frage der Sozialpolitik. Wenn Teilhabe 
wichtiger wird als Umverteilung, dann 
müssen wir die Menschen optimal ausbil- 
den. Schauen Sie sich doch bitte einmal in 
Ihren Ländern um! Wo gibt es den größten 
Zuwachs an privaten Eliteschulen? 

Es ist ein Witz, dass die Politik von 
SPD und den Grünen dazu geführt 
hat, dass die Betuchten ihre Kinder 
auf private Schulen schicken, wäh- 
rend die anderen sozusagen die Nor- 
malausstattung bekommen, mit der 
sie später, wenn sie 20 Jahre sind, 
nicht richtig konkurrieren können. 
Das darf nicht sein! In Bayern wird 
das nie passieren! 

Für die Schaffung neuer Arbeitsplätze sind 
auch exzellente wirtschaftliche Rahmen- 
bedingungen notwendig. Wir brauchen er- 
stens weniger Konsumausgaben und mehr 
Zukunftsinvestitionen, vor allen Dingen 
im Bereich der Verkehrsinfrastruktur und 
in Wissenschaft und Forschung. Eine 
jüngst vom Bundesforschungsministerium 
vorgestellte Studie belegt: Zwischen den 
Aufwendungen für Forschung und Ent- 
wicklung sowie dem Wirtschaftswachstum 
eines Landes besteht ein unmittelbarer 
Zusammenhang. Doch was tut die grüne 
Bundesregierung? Sie kürzt die Zukunft- 
sinvestitionen. Bis zum Jahr 2003 sinkt die 
Investitionsquote des Bundeshaushalts auf 
unter 10 Prozent. Das ist der niedrigste 
Wert in der Nachkriegsgeschichte. Die 
Forschungsausgaben werden ebenso zu- 
sammengestrichen wie die Ausgaben für 
Investitionen in die Verkehrsinfrastruktur 
und vor allen Dingen für die Bahn. Seit- 
dem Fischer und Trittin mit dem Dienst- 
wagen chauffiert werden, haben sie für die 
Bahn nichts mehr übrig. 

Rot-Grün sieht in der Bahn wohl nicht 
mehr das Verkehrsmittel der Zukunft, son- 
dern nur noch ein Risiko für den Bundes- 
haushalt. Das ist eine verkehrte Politik. 

Um exzellente wirtschaftliche Rah- 
menbedingungen zu schaffen, brau- 
chen wir zweitens eine mutige und 
rasche Steuerreform, die diesen Na- 
men auch verdient. Ich betone das, 
um zu unterstreichen, was Friedrich 
Merz in den Mittelpunkt seiner Aus- 
führungen gestellt hat. 

Zu dem Verhalten des jahrelangen Beton- 
sozialisten Hans Eichel, der früher als hes- 
sischer Ministerpräsident in der Steuerre- 
formdebatte der 90er Jahre keine einzige 
Mark hergeben wollte, weil er der Mei- 
nung war, der Staat brauche jede Mark tür 
seine Ausgaben, sage ich nun: Eichel hat 
die Steuerpolitik zusammen mit Lafontai- 
ne blockiert, und zwar massiv. Das ist ver- 
gessen worden. Heute möchte Herr Eichel 
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als Bundesfinanzminister den Verkauf von 
Beteiligungen an großen Kapitalgesell- 
schaften zur Begeisterung der großen Vor- 
standsvorsitzenden völlig steuerfrei stel- 
len. Da muss ich ehrlich sagen: Das ist ge- 
nau das Gegenteil von dem, was man noch 
vor zwei Jahren getan hat. Auch wenn es 
richtig ist, muss man darauf hinweisen. 
Wenn dieser Bundesfinanzminister zum 
Beispiel den Metzgermeister, der mit 60 
Jahren sein Geschäft für 300 000 bis 
400 000 DM verkauft, um ein bißchen für 
seinen Lebensunterhalt im Alter vorzusor- 
§en, nicht mit einem halbierten Steuersatz 
entlastet, sondern ihn voll zur Kasse bittet, 
a'so mit 50 Prozent, und dieser Metzger- 
feister deshalb die Hälfte seines Erlöses 
hergeben muss, dann ist das eine Benach- 
teiligung der kleinen Leute. Ich wundere 
•flieh, was in diese SPD gefahren ist. Ich 
Rundere mich, dass sie die kleinen Leute 
überhaupt nicht mehr sieht. 

Exzellente wirtschaftliche Rahmenbedin- 
gungen erfordern drittens mehr Flexibilität 
auf dem Arbeitsmarkt. Schauen Sie sich 
die letzte OECD-Studie an - Politik sollte 
auch etwas mit Fakten zu tun haben -: Bei 
^nem Wachstum von 1 Prozent steigt die 
^ahl der Beschäftigten in den Niederlan- 
den und in den Vereinigten Staaten von 
^merika bereits an, aber in Deutschland 
Slnkt die Zahl der Arbeitsplätze bei einem 
s°lchen Wachstum. Das zeigt uns ganz 
deutlich: Die Hürden für die Schaffung 
fleuer Arbeitsplätze sind bei uns offenbar 
uöher als in anderen Ländern. Die Rah- 
•flenbedingungen für unseren Arbeitsmarkt 
Slr*d zu starr. Das zwingt unsere Unterneh- 
men zu überdurchschnittlicher Rationali- 
Slerung und zum Arbeitsplatzabbau. 

Was tut Rot-Grün? 630-Mark-Ge- 
setz, Gesetz gegen die Scheinselbst- 
ständigkeit und viele andere Rege- 
lungen sind Kahlschlagsversuche im 
Bereich des Mittelstandes und der 
Selbstständigen. Die wirtschaftspoli- 
tische Bilanz von Rot-Grün ist ein 

Armutszeugnis. Da kann von Mitte 
keine Rede sein. 

Diese Politik hat fatale Auswirkungen. 
Deutschland ist zusammen mit Italien im 
Jahre 1999 zum ersten Mal Schlusslicht 
beim Wirtschaftswachstum in Europa. 
Ich sage Ihnen voraus: Wir werden mit 
dieser Regierung im Jahre 2000 - leider - 
Schlusslicht bleiben. Das signalisieren 
schon heute große Wirtschaftsinstitute. 
Auf dem Arbeitsmarkt herrscht nach wie 
vor Stillstand. 

Ich erlaube mir auch, auf die Entwicklung 
des Euro hinzuweisen. Der Euro ist auf 
Talfahrt, vor allem deshalb, weil die inter- 
nationalen Finanzmärkte kein Vertrauen 
in die Politik des größten Euro-Landes 
haben. Der Bundeskanzler argumentiert - 
wir werden dieser Diskussion nicht aus- 
weichen -, der Innenwert des Euro sei 
stabil. Das ist zu kurz gedacht. Eine Wäh- 
rung, die nach außen schwach ist, kann 
auf Dauer auch nicht nach innen stabil 
sein. Schröder hat den Euro als „kränkeln- 
de Frühgeburt" bezeichnet. Bei diesem 
Stiefvater wird der Euro noch lange nicht 
auf die Beine kommen. Dafür müssen wir 
ihn in die Haftung nehmen. 

Unsere Aufgabe heißt: zukunftsfähi- 
ge Arbeitsplätze schaffen. CDU und 
CSU haben dafür die richtigen An- 
satzpunkte. Wir wissen: Dazu gehört 
Offenheit gegenüber dem technischen 
Fortschritt. Aber es muss ein Fort- 
schritt im Dienste der Menschen sein. 
Dazu gehört ein Steuersystem, das 
Anreize fordert, und ein Bildungssy- 
stem, das fördert und fordert. Das ist 
Politik der bürgerlichen Mitte. 

Unser Land braucht des Weiteren verläss- 
liche soziale Sicherheit und Menschlich- 
keit. Nur eine Gesellschaft, in der es ein 
ausreichendes Maß an sozialer Sicherheit 
gibt, kann sozial stabil sein. Die soziale 
Stabilität eines Landes ist ein Wettbewerbs- 
faktor ersten Ranges. 
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Ich würde mich freuen, meine Damen und 
Herren, wenn sich auch die großen, von 
mir geschätzten Herren Henkel, Hundt 
und Stihl einmal dazu bereit erklärten, die 
ethische Herausforderung der Unterneh- 
mer auch für sich selber zu formulieren. 

Hier haben auch die Unternehmer ein 
Stück weit Verantwortung. Warum über- 
nimmt man nur die „Green Card"? Dann 
sollte man auch die Unternehmerkultur 
der Vereinigten Staaten übernehmen. Dort 
kann jemand viele Positionen nicht errei- 
chen, wenn er nicht bewiesen hat, dass er 
in seinem persönlichen Umfeld, in seiner 
Gemeinde auch soziale Verantwortung ge- 
tragen hat. Genau das brauchen wir, meine 
Damen und Herren. 
Die Mitarbeiter dürfen nicht das Gefühl ha- 
ben, nur ökonomische Verfügungsmasse zu 
sein. Sie müssen sich mit ihrem Unterneh- 
men identifizieren können, um wirklich 
motiviert zu sein. Dann sind sie zu notwen- 
digen Anpassungen, zu besonderen Lei- 
stungen und auch zur Weiterbildung bereit. 

Eine Unternehmenskultur, die diese Iden- 
tifikation ermöglicht, ist Kernstück der 
Sozialen Marktwirtschaft. Das kommt mir 
bei den Diskussionen um die großen Fu- 
sionen in letzter Zeit ein wenig zu kurz. Es 
geht hier immer um Menschen; das dürfen 
wir nicht vergessen. 

Ich glaube, als Ministerpräsident ei- 
nes modernen Landes bewiesen zu 
haben, wie stark ich auf die High- 
Tech-Bereiche setze. Trotzdem sage 
ich auch hier: Nicht alle können mit 
der Globalisierung Schritt halten. 
Nicht alle sind dem verschärften 
Wettbewerbsdruck gewachsen. 

Wir wollen auch den Schwächeren, den 
weniger Mobilen, den weniger Qualifi- 
zierten eine Zukunftsperspektive geben. 
CDU und CSU wollen an der Sozialen 
Marktwirtschaft festhalten. 

Wenn morgen wieder jemand 
schreibt: „Aha, der Stoiber will so- 

zusagen die SPD links überholen", 
dann muss ich sagen: Diejenigen, die 
so etwas schreiben, haben nicht be- 
griffen, was katholische Soziallehre 
und evangelische Sozialethik ist und 
wie das christliche Menschenbild ins- 
gesamt aussieht. Das dürfen wir bei 
aller Wettbewerbssituation mit den 
Amerikanern niemals vergessen. 
Sonst haben wir keine Chance, Volks- 
partei der Mitte zu bleiben. 

Das alles zeigt aber auch: Wenn wir als 
Standort wettbewerbsfähig bleiben wollen, 
wenn wir unsere sozialen Sicherungssy- 
steme funktionsfähig halten wollen, dann 
müssen wir ein Stück mehr auf Eigenver- 
antwortung setzen, vor allem in der Ren- 
ten- und Krankenversicherung. 

Wir brauchen sicherlich ein zielgerichtete- 
res soziales Sicherungssystem. Meine Da- 
men und Herren, wir haben hier eine riesi- 
ge Verantwortung. Ein Drittel unseres 
Bruttosozialprodukts geben wir für unsere 
sozialen Sicherungssysteme aus. Aber un- 
ser Bruttosozialprodukt wächst nicht mehr 
in dem Maße, wie es zur Abfederung die- 
ser Entwicklung notwendig wäre. Des- 
wegen muss die Reform unserer sozialen 
Sicherungssysteme in den nächsten fünf 
Jahren gelingen. Wir haben wirklich nicht 
mehr viel Zeit. Deswegen will ich in aller 
Deutlichkeit sagen: Die Zielgerichtetheit 
der sozialen Sicherungssysteme ist eine 
ganz große Herausforderung für uns. 

Die wirklich Bedürftigen brauchen 
Hilfe. Wer dagegen nichts leistet, ob- 
wohl er etwas leisten kann, darf dem 
Staat nicht auf der Tasche liegen. 
Wer sich selbst helfen kann, der soll 
auch für sich Verantwortung über- 
nehmen. 

Meine Damen und Herren, ich sage auch: 
Wo zum Beispiel Eltern in der Schule 
außerhalb der Schulzeit Kinderbetreuung 
übernehmen können, braucht der Staat das 
nicht zu organisieren. Alte Menschen sol- 
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ten möglichst lange in den Familien und 
nicht in Heimen betreut werden. Dabei 
müssen wir die Familien unterstützen. Das 
meinen wir, wenn wir von einem ausge- 
sogenen Verhältnis zwischen Selbstver- 
antwortung und Solidarität reden. Das ist 
Politik der bürgerlichen Mitte. Dafür ste- 
hen CDU und CSU. 

Meine Damen, meine Herren, bei aller 
Veränderung brauchen die Menschen ge- 
rade heute Beständigkeit, Menschlichkeit, 
Orientierung und Lebenssinn. Der Mensch 
braucht auch Fixpunkte, die ihm vertraut 
sind und die ihm Halt geben. Ich bin froh, 
°ass sich Angela Merkel gestern in ihrer 
*^ede diesem Thema gewidmet hat. Das 
Streben nach materiellem Wohlstand ist 
*ein ausreichendes Lebensziel. 

Vor allem viele jungen Menschen fragen 
Und suchen nach mehr. Wir dürfen diese 
Menschen in ihrer Suche nach Lebenssinn 
^nd Menschlichkeit nicht allein lassen. 71 
Dozent aller 16- bis 29-Jährigen hätten 
§erne eine eigene Familie und Kinder, 
^ber die Institution Familie ist heute stark 
§efährdet. Familien mit Kindern gibt es 
mimer weniger. Damit verliert dieser Be- 
zieh für viele an politischem Interesse. 
u)e Familie ist eine der gefährdetsten In- 
stitutionen. Deswegen müssen wir die Fa- 
j^He in den Mittelpunkt unserer 
Bemühungen stellen. 

Viele haben Angst vor zu großen ma- 
teriellen Einschränkungen. Für viele 
•st der Wunsch nach Familie mit den 
Anforderungen der modernen Ar- 
beitswelt - Verfügbarkeit zu jeder 
Stunde, Mobilität - nicht in Einklang 
*u bringen. Das widerspricht sich 
natürlich. Deshalb will die Wirt- 
schaft natürlich Arbeitnehmer, die 
möglichst ohne Familie zu jeder Ta- 
ges- und Nachtzeit einsetzbar sind. 
Das alleine kann aber nicht ein Motiv 
für unsere Christlich-Soziale und 
Christlich Demokratische Union sein. 

Lassen Sie mich noch ein Wort zur Ehe 
und Familie sagen: Natürlich haben Ehe 
und Familie in einer Zeit des Wandels und 
der Mobilität eine besondere Bedeutung 
für den Zusammenhalt in unserer Gemein- 
schaft. Wir wissen, es gibt verlässliche 
Lebensgemeinschaften auch ohne Trau- 
schein. Aber wir wissen aus der Statistik 
auch, dass die mit Trauschein die verläss- 
licheren sind. 

Damit wir die Diskussion auf die richtigen 
Füße stellen: 80 Prozent der Jugendlichen, 
die in einer Ehe geboren werden, erleben, 
dass die Eltern zu ihrem 18. Geburtstag 
noch zusammenleben. In nichtehelichen 
Lebensgemeinschaften ist es genau umge- 
kehrt: Dort sehen 80 Prozent der Jugend- 
lichen bei ihrem 18. Geburtstag, dass ihre 
Eltern getrennt leben. Glaubt denn je- 
mand, dass man damit die Kinder beson- 
ders fördert? 

Deswegen muss es weiterhin unser Inter- 
esse sein, materielle und auch immateriel- 
le Grundlagen für die Familien zu legen. 
Wir sind offen für alle Lebensformen, 
wollen aber nicht alle gleichermaßen pri- 
vilegieren. 

Ehe und Familie werden von unserer 
Verfassung aus gutem Grund beson- 
ders geschützt. Als Parteien der bür- 
gerlichen Mitte sind wir die Parteien 
der Familie. Rot-Grün dagegen steht 
wiederum für Beliebigkeit. Rot-Grün 
will die völlige Gleichstellung der 
Ehe und der Familie mit anderen Le- 
bensgemeinschaften. 

Was im Justizministerium gegenwärtig 
ausgeheckt wird, widerspricht im Prinzip 
dem Gefühl der Mehrheit der Menschen, 
die wir repräsentieren. Deswegen müssen 
wir hier dagegenhalten. 

Dritte Herausforderung: Die Migration. 
Unser Land braucht kulturelle Identität 
und Toleranz. In einer Welt ohne Grenzen 
gehen viele Menschen dorthin, wo sie die 
besten Lebenschancen für sich sehen. 
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Wanderungsbewegungen sind eine Kon- 
stante in der Geschichte der Menschheit. 
Aufgrund der hohen Bevölkerungsdichte 
und des zunehmenden Wohlstandsgefälles 
hat die Migration heute allerdings eine 
neue Dimension erreicht. 

Der anhaltende Zuzug von Menschen stellt 
eine große Herausforderung für das Mit- 
einander dar. Es besteht die Gefahr, dass 
unsere Gesellschaft auseinander driftet und 
in viele Kulturen zerfällt, mit unterschied- 
lichen Vorstellungen zum Beispiel zu den 
Menschenrechten, zur Stellung der Frau 
und des Kindes oder zum Rechtsstaat. 

Wir halten entschieden an der euro- 
päischen, humanistischen, christlich- 
abendländischen Prägung unseres 
Landes fest. Das heißt für uns aber 
nicht Abschottung, sondern Integra- 
tion und Toleranz. Das ist für uns die 
Politik der bürgerlichen Mitte. 

Wir werden den gesellschaftlichen Frieden 
auch in Zukunft nur bewahren, wenn die 
Anstrengungen zur Integration verstärkt 
werden. Integration ist aber nur möglich, 
wenn die Zahl der Zuwanderer die Inte- 
grationsfähigkeit unserer Gesellschaft 
nicht übersteigt. Für die Stabilität unserer 
Gesellschaft ist es daher auch notwendig, 
die Zuwanderung zu begrenzen. 

Meine Damen, meine Herren, ich habe 
von über 700 000 pro Jahr gesprochen. Ich 
glaube, dass das eine Zahl ist, die wir oh- 
ne Weiteres integrieren können, obwohl 
das eine große Integrationsleistung vor- 
aussetzt. Aber wer generelle Diskussionen 
über eine Green Card führt, der muss ein 
Einwanderungsbegrenzungsgesetz auf die 
Tagesordnung setzen. 

Innerhalb dieser Zahl von 700 000 können 
wir natürlich umschichten bzw. unter- 
schiedliche Prioritäten setzen. Davor 
weicht die SPD zurück. Das sollten wir in 
den nächsten Wochen und Monaten im 
Zusammenhang mit der Green Card zur 
Diskussion machen. 

Die vierte und letzte Herausforderung ist 
für mich die Zukunft Europas. Hier stehen 
wir vor entscheidenden Weichenstellun- 
gen: Wie kann die Osterweiterung gelin- 
gen? Wo liegen die Grenzen Europas? 
Welche Strukturen und Kompetenzen soll 
Europa haben? 

Die europäische Integration ist das 
erfolgreichste Friedensprojekt in der 
Geschichte des alten Kontinents. Für 
diejenigen wie meine Generation, die 
das im Nachklang des Krieges noch 
erlebt haben, geht noch immer eine 
große Faszination von den Namen 
Robert Schumann, Jean Monnet, 
Aleide de Gasperi und Konrad Ade- 
nauer aus. Die europäische Einigung 
trägt vor allen Dingen die Hand- 
schrift der Union und nicht die der 
SPD. Dafür stehen die Namen Kon- 
rad Adenauer und Helmut Kohl und 
nicht die von Willy Brandt und ähnli- 
chen. 

Jetzt geht es um die Fortsetzung dieser Er- 
folgsgeschichte durch die Erweiterung der 
Europäischen Union. Wir wollen und wir 
brauchen die Osterweiterung. Meine Da- 
men, meine Herren, das ist für uns eines 
der ganz großen weiteren Ziele. Aber wir 
müssen den richtigen Weg finden und dür- 
fen den Ländern in Osteuropa nicht sugge' 
rieren, sie brauchten weniger Anstrengun- 
gen zu unternehmen. Wir sollten innerhalb 
der Europäischen Union vernünftige Re- 
formen anpacken. Denn die Europäische 
Union ist im Rahmen ihrer Institutionen 
immer noch auf das Europa der Sechs und 
nicht auf das Europa der 15 und schon gar 
nicht auf das Europa der 27 zugeschnitten- 

Der Bundeskanzler weigert sich, die Be- 
völkerung in diesen Diskussionsprozess 
mit einzubeziehen, weil er Angst hat, die- 
se Dinge zu erläutern. Wir müssen ihn da- 
zu zwingen. Friedrich Merz hat zu Recht 
am letzten Donnerstag in diesem Zusam- 
menhang eine ganz entscheidende Frage 
gestellt: Wie wollen wir mit der Heraus- 
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'orderung der Osterweiterung, die für 
mich dieselbe Qualität hat wie die Römi- 
schen Verträge, umgehen? 

von entscheidender Bedeutung ist es, zu 
fragen: Verstehen die Menschen alles? Wir 
diskutieren gegenwärtig verstärkt über 
Elemente direkter Demokratie in Deutsch- 
land. Wir in Bayern haben sie in hohem 
Maße und haben manchmal auch unsere 
Probleme damit. Die Menschen wollen 
mehr partizipieren. Sie wollen in zuneh- 
menden Maße an Entscheidungen teilneh- 
men. Gerade im kommunalen Bereich gibt 
es immer mehr Bürgerentscheide. Die 
Bürger wollen in der Landes- und Bundes- 
P°Htik mitreden; das ist auch gut so. 

^ber es ist zu spüren, dass die Menschen 
manchmal nicht mehr wissen, wer zum 
Beispiel für die FFH-Richtlinie zuständig 
,st, wer für die 3. Reinigungsstufe, die 
**rau Merkel gestern angesprochen hat, 
verantwortlich ist und wer für das Problem 
BSE zuständig ist. Sie fragen sich, an wen 
s,e sich in bestimmten Fällen wenden kön- 
nen. Demokratie setzt immer Verantwort- 
1,chkeit voraus. Wenn der Bürger zu einem 
aus seiner Sicht Verantwortlichen kommt 
mid der sagt: „Dafür ist Europa zustän- 
dig", dann gefährden wir die Faszination 
rür Europa. Die Frage der genauen Ab- 
grenzung der Zuständigkeiten ist wichtig, 
damit die Menschen wissen: Dafür ist der 
Bundeskanzler; dafür ist der Ministerprä- 
sident zuständig und dafür kann ich den 
Präsidenten der Europäischen Kommissi- 
0n packen. 

Gegenwärtig weiß der Bürger nicht, wer 
^gentlich zuständig ist. Das muss sich än- 
dern. Noch vor Abschluss der Regierungs- 
k°nferenz 2000 muss die Kompetenzver- 
eilung in Europa grundsätzlich geklärt 

Werden: 

Was gehört in die regionale Etage? 
Was gehört in die nationale Etage? 
Was gehört in die Brüsseler Etage? 

Eine Verwischung der Zuständigkei- 
ten und Verantwortlichkeiten ent- 
fremdet die Bürgerinnen und Bürger 
von der Politik, schadet der Demo- 
kratie und gefährdet die europäische 
Einigung. 

Dieser Parteitag ist ein Signal zum Auf- 
bruch. Die Herren Schröder und Fischer 
konnten es sich in der Tat monatelang auf 
ihren Sesseln bequem machen. Jetzt müs- 
sen wir wieder deutlich die Finger auf die 
Wunden dieser Regierung legen und die 
Fehler von Rot-Grün aufdecken. Wir müs- 
sen und werden das Schrödersche Mär- 
chen von einer Politik der „neuen Mitte" 
entzaubern als das, was es ist: moralische 
Beliebigkeit und prinzipienlose Wendig- 
keit. 

Politik der Mitte, das bedeutet vor allem 
Aufgeschlossenheit für neue Technologien 
und Förderung von Innovationen statt 
Technologiefeindlichkeit und Fortschritts- 
verweigerung. 

Politik der Mitte, das bedeutet die Schaf- 
fung eines begabtengerechten Bildungsan- 
gebotes für alle statt Gleichmacherei und 
Mittelmaß. 

Politik der Mitte bedeutet Neubelebung 
der Sozialen Marktwirtschaft statt Umver- 
teilung oder Marktwirtschaft pur. 

Politik der Mitte heißt Stärkung statt Re- 
lativierung von Ehe und Familie. 

Politik der Mitte heißt eine tolerante Ge- 
sellschaft - gerade auch im Umgang mit 
den bei uns lebenden Ausländern -, aber 
keine unkontrollierte Zuwanderung und 
keine multikulturelle Gesellschaft als Ziel. 

Politik der Mitte, das heißt ein Europa 
der Vielfalt und des Wettbewerbs statt ei- 
nem europäischen Zentralstaat. 

Die CSU, ja wir alle, wir werden die Aus- 
einandersetzung über die Politik der bür- 
gerlichen Mitte in Deutschland annehmen 
und führen. 
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Rentenanpassung bringt nur wenig mehr 
als einen 10-Mark-Schein 

Der sozialpolitische Sprecher der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, 
Karl-Josef Laumann, erklärte zur 
Verabschiedung der Rentenanpas- 
sung zum 1. Juli 2000 durch das 
Bundeskabinett: 

Noch im Januar diesen Jahres hat 
Bundesarbeitsminister Riester den 
Rentnern versprochen: „Die Kaufkraft 
soll erhalten bleiben und nicht, wie in 
der Vergangenheit, abgesenkt wer- 
den." Nur drei Monate später stellt 
sich heraus: Walter Riester hat sein 
Wort gebrochen. Die Rentner bekom- 
men in diesem Jahr noch nicht einmal 
den Inflationsausgleich. 

Die Rentenerhöhung zum 1. Juli wird 
um 1 % niedriger sein, als vom Bun- 
desarbeitsminister versprochen und 

bringt für die Rentner in Ost und West 
nur wenig mehr als einen 10-Mark- 
Schein. Für Westrentner wird das die 
drittniedrigste Rentenerhöhung seit 
1957 sein. Die Ostrentner erleben die 
geringste Rentenanpassung seit der 
Wiedervereinigung. 

Wäre es bei der Nettoanpassung ge- 
blieben, wäre die Rentenanpassung in 
diesem Jahr doppelt so hoch ausgefal- 
len wie bei Riesters Rente nach Kas- 
senlage. In den neuen Bundesländern 
wäre sie sogar viermal höher gewesen. 
Die Anpassung der Ostrenten an das 
Westniveau rückt damit in immer wei- 
tere Ferne. 

Das macht deutlich: Riesters Renten- 
politik ist unsozial, ungerecht und un- 
verschämt. 

Die jetzige Regierung aus Toskanafraktion 
und opportunistischen Ökofundis ist eine 
Fehlbesetzung für Deutschland. 

Eine Regierung, der es genügt, sich ihrer 
Ämter und ihrer Macht zu erfreuen, ist ei- 
ne Fehlbesetzung für Deutschland. Die 
Arbeitslosen, die Rentner, der Mittelstand, 
die Existenzgründer, die Facharbeiter, un- 
sere Bauern, unsere Familien, sie alle ha- 
ben eine bessere Politik verdient. Deutsch- 
land insgesamt hat mehr verdient. 

Wir alle haben jede Chance, dieses 
rot-grüne Intermezzo zu beenden, 
wenn wir es nur wollen. 

Meine Damen, meine Herren, ich glaube, 
dass der 10. und 11. April 2000 in die spä- 
tere Zeitrechnung als ein wichtiges Datum 
eingehen wird. Der 10. und 11. April 2000 
bedeutet das Signal zum Aufbruch in 
Deutschland. Dieses Datum bedeutet: Die 

CDU ist wieder da und die CSU ist an ih- 
rer Seite. 

Wir werden alles dafür tun, im Jahre 2002 
in gemeinsamer Verantwortung eine neue 
Regierung in Berlin zu installieren und die 
Rot-Grünen in den Ruhestand zu schicken, 
auch wenn er noch etwas früh ist. Aber sie 
haben ihn sich verdient. Im Interesse 
Deutschlands müssen sie wieder weg. Die- 
se Zielsetzung ist unsere wesentlichste. 
Dafür muss heute ein weiteres Signal ge- 
geben werden. 

Alles Gute! Viel Erfolg für die CDU! Viel 
Erfolg für Sie, Angela Merkel, auch für 
Sie, Friedrich Merz, und alle anderen! Wif 

stehen an Ihrer Seite, wir wollen gemein- 
sam für diesen Erfolg kämpfen. - Danke 
schön. 

(Lang anhaltender Beifall) 
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Die CDU gewinnt 
neue Schubkraft 

Edmund Stoiber: Das erste Signal des Parteitages ist - das 
kam gestern in der Rede von Angela Merkel, heute in der Rede 
von Friedrich Merz deutlich zum Ausdruck: Die CDU gewinnt 
neue Schubkraft. Die ruhigen Zeiten für Rot-Grün gehen zu En- 
de. Die letzten Monate haben die CDU und die Union insgesamt 
viel Vertrauen und Glaubwürdigkeit gekostet. Ich bin aber über- 
zeugt: So wie die CDU mit dieser schwierigen Situation umgeht 
- personelle Erneuerung, Herzog-Kommission, Strukturreform -, 
das schafft auch wieder Vertrauen und Glaubwürdigkeit. 
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Ohne Union keine Einigung über 
die Zukunft der Kernenergie 

Die Parteivorsitzenden von CDU und 
CSU, Angela Merkel und Ministerpräsi- 
dent Edmund Stoiber, sowie der Frakti- 
onsvorsitzende der CDU/CSU-Bundes- 
tagsfraktion, Friedrich Merz, und sein 
1. Stellvertreter, Michael Glos, haben 
sich am 13. April mit den Vertretern der 
Elektrizitätsversorgungsunternehmen 
(EVU) Dr. Dietmar Kuhnt (RWE), 
Prof. Dr. Wilhelm Simson (VIAG) und 
Ulrich Hartmann (VEBA) getroffen. 

Ziel der Gespräche war es, sich über den 
Stand der Verhandlungen der EVU mit der 
Bundesregierung über die Zukunft der 
Kernenergie informieren zu lassen. 

CDU und CSU halten den Ausstieg 
aus der Kernenergie in Form von Laufzeit- 
begrenzungen für bestehende Kraftwerke 
sowie ein Neubauverbot für Kernkraft- 
werke für falsch. Dieses Anliegen ist rein 
ideologisch begründet, widerspricht den 
Klimaschutzzielen, zu denen sich die Bun- 
desrepublik verpflichtet hat und missach- 
tet die Notwendigkeiten, durch Forschung 
und Entwicklung den Sicherheitsstandard 
von Kernkraftwerken in Mittel- und Ost- 
europa zu verbessern. Es offenbart die 
Konzeptionslosigkeit der rot-grünen Bun- 
desregierung in Bezug auf einen wirt- 
schaftlich sinnvollen und umweltpolitisch 
notwendigen Energiemix in Deutschland. 

Aus den Informationen über den Ge- 
sprächsstand wird deutlich, dass die Bun- 
desregierung eine völlig neue Konzeption 
der Entsorgung im Blick hat. Damit wird 
der Konsens zwischen Bund und Ländern 
in Entsorgungsfragen von 1979 einseitig 
von der Bundesregierung aufgekündigt. 
Durch die Hintertür sollen die zuständigen 
Länder ausgetrickst und zu ihren Lasten 

Vereinbarungen getroffen werden. Es ist 
deshalb ein Skandal, dass Bundeskanzler 
Schröder den Begriff des Konsenses miss- 
braucht und CDU und CSU nicht in die 
Gespräche über ein dauerhaftes Entsor- 
gungskonzept einbezieht. 

Eine Unterbrechung der Erkundungs- 
arbeiten am Salzstock Gorleben bedeutet 
eine Beendigung des Fortschritts beim Auf- 
finden eines geeigneten Endlagers. Damit 
wird der herkömmliche Entsorgungsvor- 
sorgenachweis ausgehebelt und soll offen- 
sichtlich durch eine Anerkennung von Zwi- 
schenlagerkapazität ersetzt werden. Damit 
würden die hohen Sicherheitsstandards der 
Entsorgung unterhöhlt und die Zwischenla- 
ger zu faktischen Endlagern gemacht. Dies 
ist der Gipfel der Scheinheiligkeit rot-grü- 
ner Politik. Eine solche Lösung wird auf 
den entschiedenen Widerstand der Länder 
und der Opposition stoßen. 

CDU und CSU fordern daher den Bundes- 
kanzler Schröder auf, im Sinne einer trag- 
fähigen Zukunft der Kernenergie endlich 
die Länder und die Opposition in die Ge- 
spräche einzubeziehen und nicht Verabre- 
dungen zu Lasten Dritter zu treffen. 

Nicht einmal im Ansatz 
ein Konzept 

In der Debatte um den Ausstieg aus 
der Kernenergie hat der energiepoH- 
tische Sprecher der CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion, Kurt-Dieter Grill 
der Bundesregierung vorgeworfen, 
den Konsens in der Energiepolitik 
und in der Entsorgung bewusst zu 
zerstören: 

Die Bundesregierung, insbesondere Bun- 
deswirtschaftsminister Werner Müller, ha1 
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Kurzfristige Einigung beim 
Kernenergieausstieg unwahrscheinlich 

Zu den aktuellen Berichten über ei- 
ne kurzfristige Einigung zwischen 
Bundesregierung und Energieunter- 
nehmen über den Ausstieg aus der 
Nutzung der Kernenergie erklärte 
der wirtschaftspolitische Sprecher 
der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, 
Gunnar Uldall: 

Eine Einigung zwischen Bundesregie- 
rung und Energieunternehmen dürfte 
entgegen der allgemeinen Vermutung 
nicht unmittelbar bevorstehen. Bei ei- 
ner Laufzeit von ca. 30 Jahren werden 
die Grünen ihrer Basis kaum erklären 
können, wieso diese Vereinbarung als 
„Ausstieg" aus der Kernenergie zu be- 
trachten ist. Ihr Umfallen müssten die 
Grünen bei den Wahlen in NRW teuer 
bezahlen. Deswegen ist mit einer Kon- 
sensvereinbarung frühestens nach dem 
14. Mai 2000 zu rechnen. 

Unabhängig von einer Einigung zwi- 
schen Bundesregierung und Energie- 
wirtschaft ist festzuhalten: 

Ein Ausstieg aus der Kernenergie ist 
ein schwerer Schaden für unsere 
Volkswirtschaft. Er verstärkt die Im- 
portabhängigkeit bei Energie, vernich- 
tet Arbeitsplätze, treibt Kerntechnik- 
know-how außer Landes und erschwert 
einen Wiedereinstieg in einigen Jahren, 
wenn die Klima-Diskussion einen Um- 
schwung in der öffentlichen Meinung 
zur Folge haben wird. Eine Zustim- 
mung der Energieunternehmen zu den 
Regierungsplänen bedeutet noch nicht, 
dass das Vorhaben gesamtwirtschaft- 
lich verantwortbar ist. 

Schröder darf nicht grünen Träumerei- 
en aus den 70er Jahren nachgeben, 
sondern muss das Wohl der Volkswirt- 
schaft im Auge behalten. 

jtti Energiedialog eine Einbeziehung der 
Kernenergie bisher nach dem Motto ver- 
weigert, die Ausstiegsgespräche sind allei- 
ni§e Sache von Regierung und Energie- 
wirtschaft. 

k'nen langfristig tragfähigen Konsens in 
rpr Energiepolitik kann es aber ohne 
Kernenergie nicht geben. 

le Bundesregierung hat nicht einmal im 
^nsatz ein Konzept für eine Energiepoli- 
'K, das nach einem Ausstieg die Verant- 

wortung für die Klimapolitik darstellt. Sie 
lrd international unglaubwürdig. 

er Ausstieg aus der Kernenergie zerstört 
*udem 190.000 Arbeitsplätze in Deutsch- 
ar,d und macht uns in der Frage interna- 
°naler Sicherheit handlungsunfähig. Der 
nergiedialos; des Bundeswirtschaftsmini- 

sters muss sich deshalb für eine Einbezie- 
hung der Kernenergie öffnen. Aus der 
Sicht der CDU/CSU macht er sonst keinen 
Sinn. 

Die Bundesregierung hat unter Missach- 
tung der Kompetenz der Länder die Ge- 
spräche über den Ausstieg aus der Kernen- 
ergie geführt. Sowohl in der Atomaufsicht 
beim laufenden Betrieb der Kernkraftwer- 
ke wie auch in der Frage der Entsorgung 
ist sie auf die Kooperation der Länder an- 
gewiesen. 

Die Bundesregierung hat böswillig die 
einstimmigen Beschlüsse des Bundestags 
und der Länder von 1979 und 1990 zur 
Entsorgung ignoriert. Sie kann bis heute 
ein schlüssiges Entsorgungskonzept nicht 
vorlegen. • 



Seite 44 • UiD 14/2000 GRUNDGESETZ 

Mit konkreten Initiativen 
den Tierschutz verbessern 

Entschließungsantrag der Fraktion der 
CDU/CSU zu der dritten Beratung des 
Gesetzentwurfs der Fraktionen SPD 
und Bündnis 90/Die Grünen - Drucksa- 
chen 14/282,14/3165 - Entwurf eines 
Gesetzes zur Änderung des Grundge- 
setzes (Staatsziel Tierschutz). 

Der Bundestag wolle beschließen: 
Die Bundesregierung wird aufgefordert, 
zur weiteren Verbesserung des Tierschutzes 
konkrete Initiativen - sowohl in Deutsch- 
land als auf europäischer Ebene - auf den 
Weg zu bringen. 

Der Schutz der Tiere ist im Schutz der 
natürlichen Lebensgrundlage in unserer 
Verfassung bereits verankert. Die Ein- 
führung einer gesonderten Staatszielbe- 
stimmung Tierschutz in das Grundgesetz 
verbessert den Tierschutz nicht und wird 
deshalb als nicht zielführend abgelehnt. 

Begründung: 
Der Deutsche Bundestag achtet die Tiere 
als Mitgeschöpfe und ist sich seiner Ver- 
antwortung für ihr Leben, eine tiergerech- 
te Haltung und damit auch ihr Wohlbefin- 
den bewusst. 

Tiere sind Teil unserer Lebenswelt, Quell 
von Freude für viele Menschen. Deshalb 
gehört Tierschutz zu einer humanen Ge- 
sellschaft, die Mitgefühl mit Tieren zeigt, 
die Tierquälerei nicht duldet, sondern 
ächtet. 
Tierschutz ist seit langem ein fester Be- 
standteil unserer Rechtsordnung. Dem 
Tier als lebendem und fühlendem Wesen 
kommt damit schon jetzt eine hervorgeho- 
bene Stellung zu. 

Auch das Grundgesetz bringt schon heute 
den Tierschutz-Gedanken zum Ausdruck. 
Der Schutz der natürlichen Lebensgrund- 
lagen (Artikel 20 a Grundgesetz) ist im 
weiteren Sinne der gesamten Schöpfung 
verpflichtet. Ganz konkret gibt die Verfas- 
sung dem Gesetzgeber die gesetzliche 
Regelung eines wirksamen Tierschutzes 
auf (Artikel 74, Absatz 1, Nr. 20 Grund- 
gesetz): Konkretes, praktisches Handeln 
zum Schutz der Tiere ist Pflicht. 

Deshalb wurde unter früheren Bundesre- 
gierung der Tierschutz mehrfach, zuletzt 

Werner Lensing: Die Geschichte 
der Medizin lehrt, dass die For- 
schung auf sinnvolle Tierversuche 
nicht verzichten kann. Würden wir 
Tierversuche als grundsätzlich un- 
ethich ablehnen, dann müssten wir 
konsequenterweise auch aufzahl- 
lose durch Tierversuche errungene 
Medizintechniken verzichten. 

1998, erheblich verbessert. Das Tier- 
schutzgesetz hat den ausdrücklichen 
Zweck, aus der Verantwortung des Men- 
schen für das Tier als Mitgeschöpf dessen 
Leben und Wohlbefinden zu schützen. Def 

Deutsche Bundestag fordert deshalb die 
Bundesregierung auf, wie die Vorgänger- 
regierung weitere praktische Initiativen füf 

den Tierschutz auf den Weg zu bringen, 
sowohl in Deutschland als in Europa und 
bei den WTO-Verhandlungen. 

Die Bundesrepublik Deutschland gehört in 
der Europäischen Union zu den Ländern 
mit den strengsten tierschutzrechtlichen 
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Verbesserung des Tierschutzes ja - 
Veränderung des Grundgesetzes nein 

Zur Entscheidung des Deutschen 
Bundestages, ein gesondertes Staats- 
ziel Tierschutz nicht in das Grund- 
gesetz aufzunehmen, erklärte Gene- 
ralsekretär Ruprecht Polenz: 

Der Tierschutz ist ein fester Bestand- 
teil unserer Rechtsordnung. Mit dem 
Schutz der natürlichen Lebensgrund- 
lagen (Artikel 20a GG), der im weite- 
ren Sinne der gesamten Schöpfung 
verpflichtet ist, ist der Tierschutz- 
Gedanke bereits im Grundgesetz ver- 
ankert. 

Weitere Verbesserungen des Tierschut- 
zes können nur durch konkrete Initia- 
tiven vor allem auf europäischer Ebe- 
ne auf den Weg gebracht werden. Die 
Missstände im Tierschutz ergeben sich 
in erster Linie nicht aus unzureichen- 
den rechtlichen Regelungen. Auch die 
Missachtung der bereits bestehenden 
Gesetze ist ein großes Problem. Wir 
müssen deshalb das Problembewusst- 
sein der Menschen, deren Obhut Tiere 
in unserer Gesellschaft anvertraut sind, 
schärfen, denn Tiere sind lebende und 
fühlende Wesen. 

Bestimmungen. Was wir erreicht haben, 
"^Uss auch in Europa verwirklicht werden. 

^er Deutsche Bundestag darf in der Ge- 
setzgebung die europäische Ebene nicht 
Reiter aus ihrer überfälligen einheitlichen 
^egelungsverpflichtung für die anderen 
europäischen Mitgliedsstaaten entlassen, 
"idem er sich mit einer Änderung des 
Grundgesetzes von der inzwischen er- 
dichten Einvernehmlichkeit entfernt. 

Stattdessen sind weitere, praktische Initiati- 
on zur einheitlichen Verbesserung des 
i^erschutzes in Europa erforderlich. Die 
Bundesregierung hat hier eine große Aufga- 
e' die kraftvoll angegangen werden muss, 

'-eider ist sie in den letzten eineinhalb Jah- 
en dieser Aufgabe nicht gerecht geworden. 
r°bleme und Missstände im Tierschutz 
rEeben sich nicht in erster Linie aus un- 

zureichenden rechtlichen Regelungen, 
' °udern aus einer Missachtung des Geset- 
es und vor allem beim grenzüberschrei- 
euden Transport von Tieren. Verbesse- 
Ungen für den Tierschutz werden darum 
lcht nur durch weitere Rechtsnormen 

gefördert, sondern gerade die praktische 
Durchsetzung der bestehenden und durch 
die Schärfung des Problembewusstseins 
der Menschen, deren Obhut Tiere in unse- 
rer Gesellschaft anvertraut sind. 

Darum setzt sich der Deutsche Bundestag 
auch weiterhin für eine stetige, konkrete 
und praktische Verbesserung des Tier- 
schutzes auf nationaler wie europäischer 
Ebene ein. Eine weitere Erwähnung der 
Tiere im Grundgesetz nützt dem Tier- 
schutz nicht. Ein Gesetzgeber, für den 
Tierschutz ohnehin einen hohen Stellen- 
wert hat, sollte konkret Gesetze zur weite- 
ren Verbesserung des Tierschutzes erlas- 
sen oder ändern oder - auf europäischer 
Ebene - auf Änderungen hinwirken statt 
sich selbst mit einer Verfassungsänderung 
einen Gesetzgebungsauftrag zu erteilen 
und lediglich den Anschein zu erwecken, 
als sei alleine hierdurch schon ein noch 
wirksamerer Tierschutz garantiert. 

Der Deutsche Bundestag lehnt die 
Einführung einer gesonderten Staats- 
zielbestimmung Tierschutz in das 

.  Grundgesetz daher ab. • 
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Etikettenschwindel statt 
Problemlösung 

Zur aktuellen Green-Card-Debatte er- 
klärte der Berichterstatter für berufli- 
che Bildung der CDU/CSU-Bundestags- 
fraktion, Rainer Jork: 

Nach jahrelangen Versäumnissen fehlen 
heute in Deutschland zahlreiche Fachinge- 
nieure, insbesondere in der Informations-, 
Computer- und Softwarebranche. Anstelle 
nun aber sachlich über dieses Problem zu 
diskutieren und effektive, langfristig grei- 
fende Lösungen anzustreben, erleben wir 
eine laute, polemische Debatte, Schuldzu- 
weisungen und Fehlinformationen. Absurd 
wird es, wenn jemand, der einst Minister- 
präsident in Niedersachsen war und dort 
1996 einen Informatik-Studiengang 
schließen ließ, jetzt die Schuld am Miss- 
stand dem ehemaligen Zukunftsminister 
der CDU zuweist. 
Zur Lösung des hausgemachten deutschen 
Problems wurde von Kanzler Schröder der 
wunderbar griffige Slogan „Green Card" 
ins Spiel gebracht: Ausländische Speziali- 
sten sollen, zeitlich befristet, ins Land 
kommen, und viele finden diesen Vor- 
schlag ganz großartig. 
Es lohnt allerdings, sich anzuschauen, was 
die Green Card in den Vereinigten Staaten 
eigentlich bedeutet: Man erwirbt sie, 

• wenn man einen US-Bürger heiratet, 

• wenn man eine große Summe (1,0 Mio. 
$) investiert, 

• wenn es der Arbeitgeber beantragt, was 
allerdings äußerst selten geschieht und 
nur dann, wenn 

• die entsprechende Person eine Experte 
oder ein Spezialist in einen bestimmten 
Bereich (z.B. Zahnmedizininformati- 
ker) ist, oder 

• wenn man in der Lotterie des Diverse 
Immigrant Visa Program gewinnt. 

Die Green Card in den USA ist unbefristet 
und enthält eine lebenslängliche Aufent- 
haltsbewilligung. 

Das, was die Regierung Schröder nun vor- 
schlägt, ist ein befristeter Aufenthalt für 
3 bis 5 Jahre, danach sollen die Informa- 
tiksöldner wieder in die Herkunftsländer 
abgeschoben werden. Eine langfristige 
Perspektive in Deutschland haben die Ex- 
perten also nicht. Aber: nomen est omen, 
Verpackung ist einmal mehr wichtiger als 
der Inhalt. 

Was nun so schnell wie möglich gemein- 
sam von Bund und Ländern angegangen 
werden muss, ist eine Reform unseres Bil- 
dungssystems. Das Studium von Technik 
und Naturwissenschaften muss dringend 
gefördert werden, auch wenn es in beson- 
derem Maße Fleiß, Mühe, Selbstdisziplin 
und Energie erfordert und kaum Perspek- 
tiven für eine sichere Beamtenlaufbahn 
eröffnet. Qualifizierung und Nachqualifi- 
zierung, gerade für die zahlreichen ar- 
beitslosen Ingenieure und Naturwissen- 
schaftler in den neuen Bundesländern, 
muss Vorrang vor der Anwerbung auslän- 
discher Fachleute haben. 

Die Vision eines Bundestagsabgeordneten, 
der von Hause aus Ingenieur ist und sich 
seinem Beruf nach wie vor verbunden 
fühlt: Wir gehen Probleme konstruktiv an, 
verwenden in Diskussionen eindeutige Be' 
griffe, wägen Argumente ab und unterlas- 
sen Schuldzuweisungen und Anklagen. 
Uns alle sollte die Erkenntnis einen, dass 
die Zukunft nicht die Fortsetzung der Ge- 
genwart sein kann. 
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Zustimmung zur Aktion „Mehr Ausbil- 
dung statt mehr Einwanderung" wächst 
"Nach einer Emnid-Umfrage sind 81 
"rozent der nordrhein-westfalischen 
Wählerinnen und Wähler jetzt dafür, 
dass der Bedarf an fehlenden Compu- 
ter-Experten durch mehr Ausbildung, 
bessere Schulen und Universitäten und 
durch Umschulungsmaßnahmen für 
Arbeitslose gedeckt werden. Lediglich 
*5 Prozent sind für die Anwerbung von 
20.000 ausländischen IT-Kräften. Dieses 
£rgebnis zeigt, dass die nordrhein-west- 
Jälische CDU bei ihrer Informations- 
^mpagne „Mehr Ausbildung statt 
^ehr Einwanderung" voll auf die Un- 
terstützung der nordrhein-westfali- 
schen Wählerinnen und Wähler bauen 
kann," erklärte der Generalsekretär 
Jer nordrhein-westfalischen CDU, Her- 
bert Reul. „Die Zahl der Zustimmung 
1,1 der Bevölkerung wächst." 

üer Befragungszeitraum für die EMNID- 
Urnfrage war der 7. bis 12. April 2000. 
rlt Ergebnisse dieser repräsentativen Um- 
tr. age lauten im einzelnen: 

• Einstellung zur Green-Card 
87 Prozent der Befragten sind der Ansicht, 
dass durch den Zuzug ausländischer Com- 
puterexperten langfristig das Problem des 
Fachkräftemangels nicht gelöst werden 
kann. Vielmehr sei eine qualifizierte Aus- 
bildung notwendig. Dieser Aussage stim- 
men 87 Prozent der SPD-Wähler und 89 
Prozent der CDU-Wähler zu. 

• Gründe für Fachkräftemangel 
92 Prozent der Befragten sind der Ansicht, 
dass die Gründe für den Fachkräftemangel 
in einer falschen Schulpolitik in den Bun- 
desländern liegt. 

• Maßnahmen zur Deckung des 
Arbeitskräftebedarfs 

81 Prozent der Befragten sind der Auffas- 
sung, dass nur durch mehr Ausbildung, bes- 
sere Schulen und Universitäten und durch 
Umschulungsmaßnahmen für Arbeitslose 
der Bedarf an fehlenden Arbeitskräften im 
Computerbereich gedeckt werden kann. 

Spontane Eingebungen des Kanzlers 
bringen uns nicht weiter 

Auf das Ziel, Deutschland als High- 
Tech-Standort zu stärken und damit das 
Entstehen neuer, zukunftssicherer Ar- 
beitsplätze zu fördern, die vorrangig 
mit Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh- 
mern aus dem deutschen Arbeitmarkt 
besetzt werden müssen, haben sich bei 
einem Treffen in Saarbrücken die So- 
zialminister Bayerns, Baden-Württem- 
bergs, Hessens, Sachsens, Thüringens 
und des Saarlands verständigt. 

Zum Einsatz ausländischer IT-Exper- 
ten erklärte die saarländische Sozial- 
minsietrin Regina Görner: „Wir 
brauchen ein schlüssiges Gesamtkon- 
zept statt spontaner Eingebungen des 
Kanzlers. Was damit verbunden ist, ist 
zu sensibel, als dass darüber einfach, 
wie es dem Politikstil Schröders ent- 
spricht, am Rande einer Messeeröff- 
nung und ohne genaue Sachkunde ent- 
schieden werden könnte." 
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Neue Bilanz auf dem 
Arbeitsmarkt ernüchternd 

Zur aktuellen Entwicklung auf dem Ar- 
beitsmarkt erklärten die stellvertreten- 
den Vorsitzenden der CDU/CSU-Bun- 
destagsfraktion, Horst Seehofer und 
Peter Rauen: 

Die Erfolgsmeldungen über die Entwick- 
lung auf dem Arbeitsmarkt waren verfrüht: 
Der Rückgang bei der Zahl der Arbeitslo- 
sen ist deutlich hinter den Erwartungen zu- 
rückgeblieben und liegt mit 136.000 deut- 
lich hinter denen, die in den letzten beiden 
Jahren zu verzeichnen waren. Zudem dürf- 
te der leichte Abbau der Arbeitslosigkeit 
im wesentlichen auf die üblichen saisona- 
len Schwanken zurückzuführen sein. Sai- 
sonbereinigt ist die Zahl der Arbeitslosen 
dagegen um 8.000 gestiegen. 

Erfolge auf dem Arbeitsmarkt hat diese Re- 
gierung noch nicht zustande gebracht. Seit 
dem Regierungswechsel ist die Zahl der 
Arbeitslosen sogar um mehr als 175.000 
gestiegen. Bedenkt man zudem, dass das 
Erwerbspersonenpotential laut Gutachten 
der Wirtschaftsinstitute in den Jahren 1998 
und 1999 um 500.000 zurückgegangen ist, 
ist die Zahl der Beschäftigten insgesamt 
um rd. 675.000 gesunken. Damit hat Bun- 
deskanzler Schröder sein Ziel gemäß seiner 
Regierungserklärung, die Arbeitslosigkeit 
deutlich zu reduzieren, nicht im entfernte- 
sten erreicht. Zu einer objektiven Beurtei- 
lung der Lage auf dem Arbeitsmarkt müs- 
ste zudem - wie früher üblich - auf diesen 
Zusammenhang hingewiesen und die Zahl 
der versicherungspflichtig Beschäftigten 
zeitnah ausgewiesen werden. 

Es zeigt sich immer deutlicher, dass auch 
die Bundesregierung eine positive Ent- 
wicklung auf dem Arbeitsmarkt nicht her- 
beireden kann. Den großen Worten beim 

Bündnis für Arbeit müssen endlich Taten 
folgen. Statt immer nur Arbeit umverteilen 
zu wollen müssen endlich die Rahmenbe- 
dingungen so gestaltet werden, dass wieder 
neue Arbeitsplätze in Deutschland entste- 
hen. Dazu sind aber strukturverändernde 
Maßnahmen notwendig, die insbesondere 
die kleinen und mittleren Unternehmen 
entlasten würden, in denen letztlich die Ar- 
beitsplätze entstehen. Und dazu fehlen der 
Bundesregierung offenbar die Ideen und 
die notwendige Kraft. 

Statistik ohne Wert 
Zur Veröffentlichung der neuesten 
Arbeitslosenzahlen erklärte der 
haushaltspolitische Sprecher der 
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, 
Dietrich Austermann: 

Solange die Ermittlung und Vorlage der 
Erwerbstätigen- und der Beschäftigtenzah- 
len durch BMA, Statistisches Bundesamt 
und Bundesanstalt für Arbeit verweigert 
wird, sind Angaben über Arbeitslosenquo- 
ten wertlos. Woran misst Jagoda eigent- 
lich die Arbeitslosenzahl? Allein aufgrund 
der Demographie müsste die Arbeitslosen- 
zahl stärker gesunken sein, als dies seit 
1998 der Fall ist. 
Um die tatsächliche Entwicklung zu ver- 
schleiern, werden offensichtlich die Inha- 
ber von Mini-Jobs nicht mehr als Arbeits- 
lose, sondern als „sozialversicherungs- 
pflichtig Beschäftigte" gerechnet. Die 
Bundesregierung muss eine echte Bilanz 
vorlegen. Ohne konkrete Beschäftigten- 
zahlen ist die Angabe über die Quote eine 
„Statistik ohne Wert". Ohne diese Zahlen 
können weder die Notwendigkeit noch di6 

Wirksamkeit von Mitteln der sogenannte1 
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Ciaire Marienfeld gebührt unser aller Dank 
Anlässlich der Diskussion im Bun- 
destag um den Bericht der scheiden- 
den Wehrbeauftragten Ciaire Mari- 
enfeld erklärte die Vorsitzende der 
Gruppe der Frauen der CDU/CSU- 
Bundestagsfraktion, Annette Wid- 
mann-Mauz: 

Die erste weibliche Wehrbeauftragte 
in der Geschichte der Bundeswehr hat 
mit ihrer Kompetenz, ihrem Einfüh- 
lungsvermögen und ihrem engagierten 
Einsatz für die Belange der Soldaten 
anfängliche Skeptiker überzeugt und 
hohes Ansehen gewonnen. 

In ihre Amtszeit fielen tiefgreifende 
Veränderungen, insbesondere im Hin- 
blick auf den sich erweiternden Auf- 
trag der Bundeswehr. Die Zunahme 
der Auslandseinsätze und die damit 
verbundenen Probleme waren für alle 
neu und mussten mit neuen Lösungs- 
ansätzen beantwortet werden. Mit Au- 

genmaß und Hart- 
näckigkeit hat sie sich 
stets dafür eingesetzt, 
moderne Führungs- 
strukturen und ein 
menschliches Mitein- 
ander in der Truppe 
weiterzuentwickeln, 
damit das Bild vom 

„mündigen Bürger in Uniform" auch 
in der Realität Bestand hat. Dies ist ihr 
hervorragend gelungen! 

Sie kandidiert nicht wieder für dieses 
Amt, da sie die zunehmenden Kürzun- 
gen im Bereich der Bundeswehr und die 
damit für die Soldaten verbundenen Ein- 
schränkungen nicht mittragen wollte. 

Ciaire Marienfeld hat sich als Frau in 
einer Männerdomäne durchgesetzt und 
sich große Achtung und Respekt er- 
worben. 

Ihr gebührt unser aller Dank! 

^tiven Arbeitsmarktpolitik (46 Mrd. DM 
ln 2000) beurteilt werden. 

chon Churchill sagte sinngemäß, er traue 
!Jur einer Statistik, die er selbst gefälscht 
habe. Schröder und Riester haben schon 
Nieder ein übergroßes britisches Vorbild 
Pfunden. 

"futsche Teilung setzt sich fort 
Der Arbeitsmarkt in Ostdeutschland 
entwickelt sich immer katastrophaler. 
Saisonbereinigt haben allein im März 
2000 11.000 Menschen in Ostdeutsch- 
land ihren Arbeitsplatz verloren. 

. ^gleicht man die Zahlen mit dem Vor- 
jj^r, so hat eine ganze Stadt in dieser Zeit 
Jjre Arbeitsplätze verloren, rund 60.000 
ansehen. Noch bedrückender ist jedoch 

die Jugendarbeitslosigkeit, deren Anstieg 
binnen Jahresfrist um fast 20.000 Jugendli- 
che eindringlich zu zielgerichteter Politik 
mahnt. Gerhard Schröders Chefsache Auf- 
bau Ost ist für diese Menschen nur noch 
bitterer Hohn. Sie sind von dieser Bundes- 
regierung alleingelassen worden. 

Günter Nooke, stellvertretender Vorsit- 
zender der CDU/CSU-Bundestagsfraktion: 
Die Menschen in unserem Land brauchen 
eine Politik, die den ersten Arbeitsmarkt 
fördert und dadurch Arbeitsplätze schafft. 
Vor allem in Ostdeutschland müssen klare 
Prioritäten gesetzt werden: Infrastruktur- 
investitionen, Straßen- und Schienenwege- 
ausbau und klare Akzente in der Wirt- 
schaftsförderung. Nur so entstehen neue 
Arbeitsplätze. Das ist die Aufgabe der 
Bundesregierung. • 
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GRATULATION 

Richard von Weizsäcker zum 80. Geburtstag 

Sie haben die Menschen 
mit Ihrem Wort bewegt 

Anlässlich des 80. Geburtstages von 
Bundespräsident a.D. Richard von 
Weizsäcker am 15. April hat die Partei- 
vorsitzende Angela Merkel folgendes 
Glückwunschschreiben übermittelt: 

Sehr geehrter Herr Bundespräsident, 
lieber Herr von Weizsäcker, 

zur Vollendung Ihres 80. Lebensjahres 
gratuliere ich Ihnen - auch im Namen der 
CDU Deutschlands - sehr herzlich. 

Ihr Ehrentag bietet mir willkommene Ge- 
legenheit, Ihnen meinen tiefen Respekt für 
eine Lebensleistung zu bekunden, die die 
Menschen in unserem Lande nachhaltig 
beeindruckt hat. 
Für mich persönlich in bester Erinnerung 
wird Ihre Rede am 8. Mai 1985 bleiben, 
die ich damals aus dem Blickwinkel der 
DDR verfolgt habe. Sie haben die Men- 
schen mit Ihrem Wort bewegt und mit 
Ihrem Auftreten Maßstäbe gesetzt. Sie ha- 
ben bewiesen, dass politischer Einfluss 
nicht an die Insignien der Macht gebunden 
sein muss, sondern dass die Kraft des Ar- 
guments und persönliche Integrität die 
Menschen ganz unmittelbar anzusprechen 
und zu überzeugen vermögen. 
Als Vorsitzende der CDU liegt mir beson- 
ders daran, Ihnen zu danken für Ihr viel- 

msere 
Elektronisch 
Adressen: 

j INTERNET 
http://www. 
cdu.de 

fältiges Engagement in unserer Partei. In 
den siebziger Jahren haben Sie die erste 
Grundsatzkommission der Union pro- 
grammatisch auf neue Herausforderungen 
vorbereitet. 
Ich wünsche Ihnen einen frohen Festtag 
im Kreise Ihrer Familie und Ihrer Freunde- 
für Ihr neues Lebensjahr vor allem Ge- 
sundheit und Gottes Segen. 

Mit freundlichen Grüßen 

jT-ONLINE 
*CDU# 

jX400 
c= de; a = dbp; 
p = cdu; s = bund 

E-MAIL: post@www.cdu.de 
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m „25 Jahre CDU-Mitglied" 
Urkunde (DIN A4) 

Bestell-Nr. 0396 
50 Expl.: 12,00 DM 

• „40 Jahre CDU-Mitglied" 
Urkunde (DIN A4) 

Bestell-Nr. 0644 
50 Expl.: 12,00 DM 

• „50 Jahre CDU-Mitglied" 
Urkunde (DIN A4) 

Bestell-Nr. 0071 
50 Expl.: 12,00 DM 

• „ohne Jahresangabe" 
Urkunde (DIN A4) 

Bestell-Nr. 0097 
50 Expl.: 12,00 DM 

• „für besondere Verdienste" 
Urkunde (DIN A4) 

Bestell-Nr. 0449 
50 Expl.: 12,00 DM 

Bestellanschrift 

IS-Versandzentrum 

Postfach 1465 

59306 Ennigerloh 
Fax: 02524/911310 

e-mail: 
cdu-shop@bertelsmann.de 
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Fuftbalt-Europameisterschsft 
10. Juni bis 2. Juli 2000 
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